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IS. Jahrg.

Was dann?
Eine Frage aus dcm Felde.

Seit Monaten habe ich in der Kompagnie einen

liebeir Freund und Kameraden, der, bevor er zum

Gewehr griff, auch als Handlungsgehilfe tätig ivar.

Es erinnert'zwar heute nichts von ihm cm den ehe¬

maligen Buchhalter, aber ich habe ihn felbst schon aus

dem Drehstuhl im Kontor der Maschinenfabrik gesehen.

Es soll sogar ein sehr gewissenhafter Beamter sein.

Diese ihm eigene Gewissenhaftigkeit hatte ihn

Wohl, als er seinem früheren Chef jüngst schrieb, ver¬

anläßt, so beiher einen Fühler auszustrecken und un¬

auffällig anzufragen, ob er darauf rechnen kann, nach

Friedensschluß in die alte Stellung zu kommen. Heute

erhielt er die Antwort, höflich und nett gehalten und

um eine Liebesgabenwurst gewickelt. Mir gab er den

Brief zu lesen und fragte nur: „Was dann?" Da las

ich die in viele Worte gehüllte Mitteilung, daß man

doch Rücksicht auf das neue Personal nehmen müsse,

daß sich sür den Briefempfänger sicher irgendwo anders

etwas fände, daß man hoffe, wenn es später mal

patzt, wieder zusammenzukommen usw. Also mit der

bisherigen, Stellung'ist es,aus.,,. ...

Und.nachher' erzählte mir der Freund von seiner

Frsu- u«d.dM einigen B»ben; wie sie allmonatlich

etwas von der Sparkasse hätt« hslsn müssen, bis

nichts mehr zu holen war. We er ihr immer abge¬

raten habe, die Wohnung-zu kündigen, da er ja stets

an'ein-nqhes . Kriegsende geglaubt habe, „so fest wie

er heute'hoffe, daß es 1915 noch zu Ende geht". Heute

bleibe seine Frau, monatlich ein Viertel der Miete

schuldig,, und zwar feit August schon. „Komme ich

wieder heim, so habe ich Schulden, habe im Haushalt

sehr vieles anzuschaffen und bin ohne Stellung. Was

dann?"
.

Ich satz vor meinein. Kameraden in der fenster¬

losen kalten Hütte des- polnischen Dorfes und tat,

was der frühere Chef schon in dem Brief getan hatte.

Ich drechselte einige Redensarten, die
. ich selbst nicht

glaubte. Was tut, man nicht, einen Freund zu trösten,

dem man nicht helfen kann. Mir selbst.aber sagte ich,

daß es notwendig ist, diese Frage immer und immer

wieder in die Debatte zu werfen, damit eine Antwort

gefunden werde. ...

Ein kurzer Krieg würde vielleicht in einer großen

Zahl von Fällen die Entlassung der Aushilfen ge¬

bracht haben. Heute haben sich die neuen Kräfte ein¬

gearbeitet, sind dabei oft billiger, wenn es sich uin

Frauen handelt, und werden den Platz halten. Dic

Frage sei offen gelassen, ob das erste Fricdensjahr eine

gute oder schlechte Konjunktur bringen wird. Wahr¬

scheinlich ist, daß ein sprunghaft steigender Bedarf

an Arbeitskräften nicht vorhanden sein wird. Das

Angebot wird aber vom Tage der Demobilisierung an

riesig fein. Sollen'die Folgen für die Kriegsteil¬

nehmer in Elend, Lohndruck, Verschuldung und anderen

Gaben bestehen?. Die'Möglichkeit der Gefahr er¬

kennen, bedeutet die Pflicht, sich , ihrer zu erwehren.

Den Satz hört man oft an und hinter der Front;

man möge ihn auch zu Hause vernehmen.

Verkürzung der Arbeitszeit und eine staatliche

Stellenvermittelung, mit dem klar erkannten Ziel,

anständige Anstellungsvcrträge zustande zu bringen.

Das sind zivei Forderungen, die bor allem zu erfüllen

sind. Der Krieg hat gezeigt, daß, wo ein Wille zur

Regelung einer wirtschaftlichen Frage ist, er sich auch

durchsetzt. Möge man, nur wollen. Man denke an

das Verbot der Nachtarbeit in Bäckereien. Möge man

auch hier erst eine vorläufige Regelung vornehmen
— über die Beibehaltung wird sich dann schon reden

lassen. Uns hier draußen aber wird man, wenn auch

nicht befriedigend, so doch Immerhin etlvas geant¬

wortet hoben auf die Frage: Was dann? P.

Aus dem Felde.
Webe Kolloginnen und Kollegen!

. Vor mir liegt wieder einmal unsere Vcrbcmds-

zeitung, und zwar die Nummer, die an der Spitze den

Aufruf fiir die Kriegsnnterstützungskasse bringt.

Es wird wohl keinen Kollegen hier draußen geben,
der sich nicht darüber freut, wie die Daheimgebliebenen
bemüht sind,, das Los unserer Angehörigen zu erleichi-
tcrn. Das ist um so anerkennenswerter, als die Ver-

hätnisse daheim ja auch immer schwierigere werden.

Die Lebensmittelteuerung wirft ihre Schatten

auch bis hierher. Wenn wir auch hier unsere Ver¬

pflegung erhalten, so spielt das, was jeder einzelne
von zu Hause durch die Feldpost erhält, eine große
Rolle. Die Kameraden, die keine Angehörigen daheim

haben, die für sie sorgen können, sind ans die Kan¬

tinen ihres Truppenteiles angewiesen. Alle spüren

gleichmäßig das Anziehen der Preise für die wichtig¬
sten Konsnmartikel. Die Pakete von daheim werden

rarer, besonders bei den Kameraden, die schon eine

eigene größere Familie haben. Jn den Kantinen

fehlen ab und zu wichtige Artikel, und wenn fie wieder

eintreffen, sind sie in der Regel teurer, wenn auch die

Kaiiliiienoerwaltungen bemüht sind, die Preisc durch

verschiedene Maßnahmen möglichst niedrig zu halten.
So erlebten wir mehrfach, daß wir hier billiger kaufen

könnten, als-unsere Frauen daheim.
Mit lebhaftem Interesse Versolg«, wir Ale hie«

die Auseinandersetzungen über die Ursachen der

Lebensinittelt.euerung und über ihre Bekämpfung.

Hoffentlich Hot das energische Vorgehen der Stadt

Berlin zum Beispiel recht, ° recht bald Erfolg. Wir

wissen, daß auch nnfere Verbandsmitglieder alles tun

werden, um den Kamps gegen die Lebensmittelteuerung

zu unterstützen. Das ist ja gegenwärtig fast die ein¬

zigste Möglichkeit, positiv im Sinne unserer gewerk¬

schaftlichen Bestrebungen zu arbeiten.

Wenn auch dnrch den von uns allen lange er¬

sehnten Frieden die Lebensmittelversorgung am besten

gesichert werden wiirde^ so ist doch die Preisgestaltung
auf dem Lebensmittelmarkte während der Kriegszeit

zweifellos von großem Einfluß auch ans die Zeit nach
dem Kriege. Das ist ja schon oft betont worden. Die

Verhältnisse werden iit dieser Beziehung wahrscheinlich
erst allmählich wieder normale werden.

Nach Beendigung des Krieges harren ja auch
noch andere Probleme ihrer Lösung. Mit Recht Hot die

Generalkommission der Gewerkschaften schon auf die

gewaltigen Schwierigkeiten hingewiesen, die aus dem

Felde Heimkehrenden wieder ins Erwerbsleben ein¬

zuführen. Wir Handlungsgehilfen sind in dieser Be¬

ziehung zweifellos besonders schlimm dran. In vielen

Arbeitcrberufen war es möglich, die bor dein Kriege

abgeschlossenen Tarifverträge anch während des

Krieges zu erhalten, wenn das auch selbst dort nicht

ohne Einschränkung gilt. Aber auch in diesen Berufen

wird es nach dein Friedensschluß nicht an Versuchen

fehlen, das grosze Angebot an Arbeitskräften zu be¬

nutzen, um das Tarifwerk zuungunsten der Arbeiter

zu durchbrechen. Wir Hnndlnngsgcbilfcn waren vor

dem Kriege noch nicht so stark gewerkschaftlich organi¬
siert, um einen durchgreifenden Einfluß auf unsere.

Gchalts- und Ardeitsverhältnisse ausüben zu können.

Trotzdcm hat sich ja unser Verband nach den Mit¬

teilungen unserer „Handlungsgehilfen-Zeitung" in

vielen Fällen mit Erfolg bemüht, Gehaltsverschlechte-

rungen während der Kricgszeit hintanzuhalten. Wie

weit das allgemein gelungen ist, läßt sich nicht fest-

stcllcn. Bei den mangelhaften Organisationsoerhält-
nissen wird cs sür nns nach dem Kriege doppelt schwer

sein, einen allgemeinen Lohndrnck abzuwenden, zumal

auch die Vcrhältnisse in bezng auf die Stellenvermitt¬

lung'in unserem Berufe sich infolge dcs kurzsichtigcn
Widerstandes verschiedener anderer Gehilfcnvcrbände
gegen ihre kommunale Regelung sich nicht gebessert

haben. ',

Hinzu kommt, daß durch die lange Tauer des

Krieges die gewerkschaftlichen Organisationen im all¬

gemeinen immer stärker! in Mitleidenschaft gezogen

werden. Unsere Organisation hat während der

Kriegszeit bewiesen, daß sie auf solidem Grunde ruht.

Und doch — täuschen wir uns darüber nicht — werden

wir als junge, erst in kräftiger Aufwärtscntlvickelung
befindliche Organisation, die noch inncrhalb dcr

eigenen Kollegentreise schwere Widerstände zu über¬

winden hnt, die durch die Verhältnisse bedingte

Schwächung nnserer Organisation schwcr empfiirden.
Es ist ans allen diesen Gründen nicht nur nötig,

daß alle Verbandsmitglieder auch während der wei-

teren Kriegszeit ihr möglichstes daran setzen, nni un¬

seren Verband ivciter intakt zn halten, sondern cs

wird der größten Anstrengnngcn oller — auch dcr aus

dem Felde Zurückkehrendem — bedürfen, nm die

Kriegswirkungen ans unser Orgnnisationslebcn aus¬

zugleichen und weitere Fortschritte zu crziel>n im

Kampfe für untere' gewerkschaftlichen Ideale!
Mit dem Wunsche, liebe Kollcginncn und

Kollegen, daß dieser Zeitpunkt gcmeinfnmcr Wcitcr-

arbeit im Dienste nnserer Bewegung nicht mehr scrn

ist, schließe ich.
Mit herzlichem Gruß!

F. O.

Mlder aus dcm Sernfsleben.
i.

In manchen Geschäftsbetrieben besteht immcr noch

die Unsitte, dem die Kasse führenden Angcstelltcn zwar
die Verantwortung für den Knssenbcstand aufzuladen,
ihm aber iiicht die sichere Verwaltung des Geldes zit

ermöglichen. Ja, man findet auch die Ansicht ver¬

treten, daß der Kassierer in bezug ans den Knfsen-

bestand znm Prinzipal und unter Umständen auch noch

zu dessen Angehörigen blindes Vertrauen haben müsse.

Wohin eine derartige Anffassnng führt, das zeigte sich
in einem Ende September vor der 5. Kammer des Ber¬

liner Kanfmannsgerichts verhandelten Prozeß. Dcr

dort Klage erhebenden Kassiererin, Frein H., war von

der Chemischen Fabrik Mandl u. We gener, iir

bereit Diensten sie stand, ein Fehlbetrag in der Kasse
in Höhe von 48 Mk, vom Gehalt abgezogen worden.

Diesen Betrag verlangte Fran H. vermittels der Klage,
indem sie geltend machte, daß sie für dcn Fehlbetrag
nicht verantwortlich gemacht werden könne. Zuerst

habe der Kassenbehälter ans einer einfachen Holztistc

bestanden. Erst später habe man ihr cinc Kasfcttc für

den Kassenbestand gegeben, an dic aber auch jeder nach

Belieben Herangehen konnte. Sowohl die Inhaberin,

Fran W., wie anch deren Mann haben vielfach dcr Kafsc

Gelder entnommen, ohne ihr, 5er Kassicrcrin, darübcr

Rechenschaft zu geben. Abends schlosi dann dcr Ehe¬

mann W,, ohne Kasse zn machen, dcn Bestand in seinen

Schrank ein. Wenn dann am nächsten Morgcn die

Kasse nicht stimmte, sollte dic Klägerin dic Be¬

antwortung tragen. Häufig musste W. cinen Irrtum

seinerseits zugeben, wcnn er in seinen Taschen Kasten-

belcgc entdeckte. Eine als Zeugin geladene Mit¬

angestellte der Klägerin bestätigt diese Angaben.

Frau H. habe auch darauf, aufmerksam gemacht, daß.

wenn sie sür den Kcissenbestand hasten solle, nichts obne

ihr Wissen entnommen werden dürfe, nnd daß am Ge-

schäftsschlutz regelinnszig Kasse gcmacht werdcn niiissc.

Tie Frau des Geschäftsinhabers babc abcr dic Klägcrin

mit deii Worten barsch zurückgewiesen: „Haben Sie sich

man nicht so. Ich bin die Iran des Snnfcs iind gcbc

cm die Kasse, wann ich will." Einc Pcrurtciliing dcr

Firma erübrigte sich, da der die Bcklngtc vertretende

Mitinhaber M. nach der Zcilgcnnnssngc dic Fordcrnng

frciwillig ancrknnntc. Er snh ciii, daß unter deii ob¬

waltenden Umständen Frau ,5, fiir den Fehlbetrag „iäit

verantwortlich gemacht wcrdcn tönnc.

2.

Vor der 5. Strafkammer des Lnndgcrichts I zu

Berlin stand kürzlich der Kniifiiinnn Moses

Henschke. Der Angcklngtc ist Inbnbcr cincs Pnrtic-

warenengrosgcschcifts in dcr Klostcrstrnßc. Im April

dieses Jahres nahm die 19jährigc Erpcdicntin Elfe V.

bei dein Angeklagten eine Stellung nn, iii welcher sie

das Gchalt von ganzen 30 Mk. bezog. Schon am

fünften Tage nach ihrcm Stcllnngsnntritt mnjztc dnS

junge Mädchcn merken, wes Geistestind dcr ncuc Ehcf

war. Er näherte sich ihr mit Anträgen iind versprach

ihr mit deni Hinweise nnf ihr geringes Gehnlt, ihr
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täglich cinc gnuze Mark crtrn zu geben, ivei», sie

seine,i Wiinschcn gcfiigig sei. Ans Furcht/ ihrc

Stellung gleich wieder zn verlieren, erzählte dieV.

ibren Eltern von diese,» Vorgänge nichts. Als

He,lichte jedoch am nächste» Tage tätlich wurde^ teilte

das juugc Mädchen ibrer Mutter die Erlebnis?« mit.

Ter Angeklagte zablte iosort das volle. Monatsgebalt
ans und glaubte damit die ganze Snche erledigt zu

bnben. Von dem Vnter wnr jedoch Anzeige erstattet

worden. Tieie batte das Strafuerfahreir znr Folge.
Tas Schöffe,,gerickt, vor welchem der Amtsanwnlt

eine Gefängnisstrafe von sechs Monaten benutrngt

bntte, verurteilte den Aiigetlagten mit Rücksicht nnf

seine bisberige Unbescholtenbeit zn 300 Mk, Geldstrafe.

Tie ZtnatsniUveUtschnft. legte, Berufiiilg.eiii, nm die

Verurteiln,ig zn einer böberen Ztrasc zu erzielen.
Wie Ztnntsauwnlt Lnnzenberger vor Gericht sagte,

sollen derartige Zustände, in welchen Unternehmer

ibre höhere soziale Stellung z,l Angriffe.» gegen ihre

weiblichen Angestellten ausbeuten, nichts Seltenes in

Berlin sei», Leider kämen die meiste» dieser Fälle

nicht znr Kenntnis der Bebördc», dn sich die jungen

Mädche,,, teils aus Sham, teils nns Furcht, ihre

Stellung zn verlieren, scheuen, Anzeige zu erstatten.

Ter Ztnntsnnwnlt beantragte sechs Monate Ge-

n'üignis. Tas Bericht tnm ebenfnlls zn der Ansicht,

dnsj eine Geldstrnfe keine nusrcichcnde, Sübne dar¬

stelle. Tns Urteil des Gerichts lautete nnf sechs Wochen

Gcsännuis, Als Mildern,igsgruud wlirde die bis-

hcligc'U»bcscho!tc„heit des Angeklagten nngcseben.

Mauche l^cschnftsinbnbcr lniie,, sich vom Gehilfen
bei Antritt seiner Stellung die Originalzeugilisse aus¬

händigen, >.,m sie bis znr Beendigung des Tienst-

verbältnisses zn behalte». Man müßte in solchen

Fälle» nnf die sich die (Gehilfen „icht einlassen
sollten — nlS selbstverständlich annehmen, dnsj der

Prinzivnl die den, Angestellten häufig ii!icrsctzlicheilTo°
tumeute gewisseuhnft aufbewahrt. Wie unverantwort¬
lich indessen in dieser Beziehung mitunter verfahren

wird, lcbrte eine Ende September vor der 4. Knnimer

des Berliner Kanfmnmisgerichts stattgehabte Vcr-

haudluug, Ter dort Klage erhebende Lagerist
Mnrtin I. hntte dem Gnrdinenhändler Adolf

P hilipsborn bei Antritt nus dessen Wnnsch seine
iämtlichen Zeugnisse ausgehändigt. Tiese waren fiir

den Kläger wertvoll, denn sie sprachen sich überein¬

stimmend iiber seine Tätigkeit in einer für ihn

schmeichelhaften W«se ans. Ta sich I. vom ^.. Sep¬
tember ah in gekündigter Stellung befand, bat 'e.r dest

Beklagten nn, die Hermisgnbe seiner Zeugnisse: dieser

behauptete nber, er habe sie „icht und wies ihn schroff
ab. Als der Lagerist sich nochmals nn ihn wendete

nnd dabei hervorhob, die Zeuginsse müßten doch da

sein, er möge doch noch einmal genau nachsehen, er¬

hielt er zur Antwort: „Wenn Sie noch einninl sagen,
die Zengiiisse find dn, dnnn fliegen Sie raus." Am

l>. September erfolgte denn nnch die Entlassung des

Klägers, die mit Unpünttlichtcit begründet wurde.

1. sah sich dnher veranlaßt, „icht nur ans Herausgabe
der Zeugnisse, sondern nuch auf Znhlnng von 102 Mk.

Restgehnlt zn klagen.
Noch im Vortermin hielt der Vertreter der Firma

die Behauptung aufrecht, dnsz dem Kläger die Zeug¬
nisse seinerzeit ausgehändigt worden seien. Znr
jetzigen Verhandlung erschien der Beklngte selber und

gnb vor Eintritt in die Verhandln»«, dem Gericht die

Erklärung nb, das; er srüh morgens „zufällig" den

Briefnmfchlng mit den Zeugnissen gefunden hnbe.
Seinen Standpunkt, dnsz der junge Mann zn Unrecht
seine Zeugnisse verlangt habe, konnte er natürlich
unter diesen Umständen nicht mehr aufrechterhalten.
Tie Klage wegen der Zengnisse Wär dadurch erledigt,

wegen des Nestgehalts erfolgte antragsgemäß Ver¬

urteilung der Beklagten, indem dns Kanfmannsgericht
dic sofortige Entlnssnng nls zu Unrecht erfolgt ansah.

4.

Tie Verkäuferin P., die Ende September vor der

2. Kammer des Berliner Kanfmannsgerichts gegen
den Büttcrhändler Gäbe l Klage erhob, hatte den Ge-

schästsjnhabcr gebeten, er möchte gestatten, dnfz sie au

eine,,, Sonntng von 12 bis 2 Uhr nicht zum Dienst
zit erscheinen brnuche. Ihr Bruder sollte am.nächsten
Tngc ins Fcld rücken nnd die Klägerin wollte deshalb
nm sonntng noch mit ihrem Bruder znsammen sein.
Tiese Bitte der Klägerin lehnte der Beklagte rund¬

weg nb. Tie Gehilfin richtete darauf an den Prinzi¬
vnl ein Schreiben, in dem sie ihre Stellimg kündigte.
Sie Krackte in dem Brief auch zum Ausdruck, daß sie
es sehr rigoros sinde, dnß ihr in anbetrncht der Um¬

stände die höfliche Bitte abgeschlagen worden sei. Durch
deil Vorwnrf der Rigorosität sühlte sich der Beklagte
beleidigt. Er sprach für den Fall, daß sie die Krän¬

kung nicht zurücknehme, die sofortige Entlassnng ans

und erteilte sic dnnn nnch, als das nicht geschah, in

aller Form. Jn deni Entlnssnngsschreiben erwähnt
der Betlngte, cs tümmcrc ihn gar nichts, daß der Bru¬
der seiner Angestellten ins Feld rücke. Der Beklagte
sah wohl später selber ein, daß er mit diesem Ent-

lassungsgriinde nicht durchkomme, denn er verlangte
ll Tage vor Ablauf der Kündigungsdaner, daß die

' Klägerin wieder antrete. Beim Antritt knin cs aber

Otto Behrens

geboren am 3. Novcmbcr 1878, Verbandsinitglied seit

April INI in Berlin, gefallen am 23.September 1915.

Bruno Beims

geboren nm 20. Angnst 1893/V-crbnndsmitglicd seit
April 19l1 in Mngdebnrg, nm,17. Oktober 1915 bei

Hpern gefallen.
'

Friedrich Bergmann

geboren am 22. Angnst 1895, Verbnndsmitglied feit
Februnr 1914 in Karlsruhe, iin September 1915 im

Westen gesallen. .

Artur Boehdeu
geboren am 17. Juli 1886, Verbandsmitglied seit
Oktober MI in Berlin, gefallen.

Ernst Ehmse«
geboren nni 26. Mni 1883, Mitglied scit Mni 1903, in

Hamburg, gefallen nm 11, September 1915 bei Wilna.

Arno Friedrich
geboren am 27. Januar 1895, Verbandsmitglied scit

April 1914 in Leipzig, gefallen.

Gustav Hoeft
geboren am 8. September 1889, Verbandsmitglied seit
Oktober 1912 in Bertin, Malle».

Paul Hörnig

geboren «in 2. Mnrz 1882, zu unserem Verband iin

Januar 1913 in der Ortsgruppe Bautzen übergetreten,

gefallen am 7. Oktober 1915.

Oskar Koppenhagen
geboren am 27. Dezember 1880, Verbandsmitglied seit
Oktober 1904 in Berlin, am 4. Oktober in Frankreich
gefallen.

Paul Kugas

geboren am 29. Mai 1891. Verbandsmitglied seit

Ayzil, in-BeMt^HefäÜM- '...^..,,,.^/,. '.'^.'^
Hermann Lange

geboren am 17. September 1893, Verbandsmitglied
seit Februar 191Z in der Ortsgruppe' Bremerhaven,
im Osten gefallen.

Richard Metzner
geboren «in 10. April 1883, Verbandsmitglied feit
Tezember 1904 in Berlin, nnr 22. August 1915 .in

Rußland gefallen.
Georg Mros

geboren am ll. April 1886, Verbandsmitglied seit
April 19W i,r Hamburg, am Iv'. September 191b süd¬
lich Arras gefalle».

Richard Müller

geboren nm 15. März 1893, Verbandsniitglied seit
Febrnar 1910 in Tangermünde nnd Jtzchoc, mehrere
Jahre Ortsgruppcnkassicrer in letzterem Orte, am

21. Oktober 1915 iil Frankrcich gefallen.

Fritz Papenbrock
geboren am 28, Oktober 1894, Verbandsmitglied seit
Juni 1913 in Rostock und Köln, in Rußland gefallen

Ernst Reinhardt

geboren am 25. Mai 1890, Mitglied seit Februar 1912

in Lcipzig und Hamburg, gefallen am 17. September
1915.

Arno Riemann

geboren nm 3. September 1877, VerbandKiilitglied
seit August 1912 in Leipzig, im Westen gefallen.

Martin Schindler

geboren am 28. Febrnar 1891, Verbandsiiiitglied seit
Dezember 1911 in Berlin, gefallen.

Fritz Schlung
geboren am 18. Mni 1889, Verbandsmitglied seit
April 1912 in Berlin, gefallen am 12. ^September 1915
bei Gorne an der Zelinianta.

Max Stange
geboren am 1. November 1894: Verbandsniitglied feit
Septeniber 1913 in Bcrlin, gefallen.

Wilhelm Westphal
geboren am 20. November 1894, Mitglied seit Jnli
1911 in Hamburg, gefallen im Osten.

Wilhelm Wündisch
geboren am 30. Novembcr 1893, Verbandsmitglied
seit April 1911 in Kassel nnd. Riesa, im Oktober 1915

in französischer Gefangenschaft seinen Wunden erlegen.

Ehre ihrem Andenke«?

gleich wicder,zu>tt Konflikt. Aräs,lei,l, P. wollte nur

nnter der Bedingung die.Arbiütvwieöcr. nl,f,lchmen,
wenn der Vertrag verläiigert wstrd«,>üvorn,tf sie G.

ein „dummes Ding" uäiintc lind ihr „Maulschellen"
anbot. ., ,

-

,

Dns 'Kaufmannsgericht' e,»pfahl.,solge»d<jn"Vet°
glcich: Das Gehnlt bis zum Wicdcrnntritt hnbb Kln-

geriil zn beanspruchen. Die sofortige Entlnssnng er¬

scheine dem Gericht nicht ausreichend begründet. > An¬

dererseits hätte aber Klägerin bedingniigslos wieder

alltreten miissen. Sic durste ihre Geneigthcit->zi»n
Wiedereintritt nicht von der Zusage einer-Dnnerstel-
liliig abhängig machen. Wenn der Gbschäftsinhnbcr
bezahlen soll, dann könne er auch Gcgcnlcistilng vcr»

langen. Der Schu'bsspruch. der der .Klägerin statt
der geforderten 145 Mk. einen Betrag von 90 Mk.

zubilligte, wiirde von beiden Parteien asigenommen.

5.
.

. .

°

Eine,, für HtUidluugögehilfen wichtige Entschei¬
dung voll grniidfätzlichcr Bedentnng. fällte Anfang
Oktober die 4, -Kammer des Berliiicr Kniifiiinuiis-
gcrichts. Dcr Streitfall vetrnf die Frage, ob ein An¬

gestellter vcrstangen kann, baß ,
die Tatsache, -daß/er

die Stellung auf eigenen Wunsch verlasseii l)gt, im

Zeugnis Erwähnung findet. Meist ,wird jn , diese

Zeiigiiisfrage nuf friedlichem Wege geregelt. Biclv
Geschäftsinhaber erwähnen, gerade nni dcm abgehen¬
den Gehilfen für die Zukunft zu nützen, niis, freien
Stücken, dnß er freiwillig fortgeht, nm damit nnzn-

deutc», dnß mnn keinen Grnnd hatte, ihn n»s dcm

Betriebe zu entfernen. Jn dem zur Verhandlung ge¬

kommenen Falle wollte aber die Beklagte, die Mticu-

gesellschnft PuIdihiittc, dic Fragc durch ein Urtcil

des Kallfmaiinsgerichts entschieden hnben. Gegen die

Tätigkeit des Klägers in ihrcni Betriebe hatte ,sic
nichts einzuwenden, .K. hatte auch tatsächlich selber ge¬

kündigt. Die Gesellschaft, miifse jedoch, ivie dci- Ver¬

treter ausführte, ein prinzipielles Urteil haben, damit

sie weiß, wie sie sich in chidercn ächiilichcn Fällen zu

verhalten -habe/ Billige sie dein Klägcr jctzt ini Ver¬
gleichswege ein Zeugnis zii, das diesen Zusatz eilt-

hält, so würden bald andere (Wiilfcn mit denselben
Wünschen folgen. In rechtlicher Beziehiing, führte
der Vertreter aus. daß sich die Gesellschast zstr Aeiche-
rimg des Zeugnisses nicht verpflichtet halte. Sowohl
die Führung ivie die Leistungen scicn giit testiert.
Tcr Klääer führte zur. Begründung seines' Anspruches
ans, es fiele im allgemeinen den Arbeitgebern auf, wenn
ein (Mikfe Mis den Meilsten einer- großen -WtMi.
MeMiaft'''ttliVschelVV.-'': MrV"»K.it''GchiWn Mrldlus
gctüudigt, pflögt Man ihm -öärnm '-ai-ich'-«iÄst-'.aiils
freien Stücken ins Zeugnis den Grnnd der KünbignUg
tEinschrttttkiing des Betriebes oder ähnliche's) "zu
schreiben. Stehe aber über den Grund der Auflösung
des Dienstverhältnisses gär uichts, so denken'iilaitche
Geschäftsin-Hnber, es müsse irgend etwas vorgekoinilien
sein, was das Ausscheiden des Gehilfen notwendig/er¬
scheinen ließ. ' - -

Das Kn-nfmannsgericht sprach dem Kläger den ge¬

forderten Zusatz im Zeugnis anch zu.nud verurteilte

die Gesellschaft zur antragsgemäßen Abäudernng. Der

Gehilse könne, so heißt es iii der Begründnng, die, Be¬

scheinigung im Zcngnis verlangen, daß er „anf eigs>-
nen Wunsch" aus den Diensten der Gesellschaft aus¬

scheide. Nach der Ueberzeugung -der snchverständigcn
Beisitzer sei cs handelsüblich, daß in Fällen, in denen

der Angestellte kündigt, ihm dies im Zeugnis'beschei¬
nigt werde. Es geschehe das schon darum, um die

Annahme zu besmtigen, daß der Gehilfe ans irgend»
welchen Gründen entfernt wurde.

'
'

Sollen anch die WoljnnnMleten ßeigen f
Es deuten Anzeichen darauf hin, daß dic, Haus¬

wirte bald die Preisschraube ansetzen uud die Mieten
hinaufwindcn werden, wenn nicht durch zweck¬
entsprechende Mafzuahiilen dieses Unheil von der Bc°

völkcrung abgewehrt wird. Zu der Mietsteigerung
wird wahrscheinlich sich auch noch eine grosze Woh¬
nungsnot gesellen. Der Mangel an Kleinwohnungen
droht die schlimmsten Formen anzunehmen, besonders
in den Großstädten. /

'

Es wäre srivol, dic Augen vor den drohenden
Gefahren zu schließen nnd die Dinge laufen zst lassen
wie's Gott gefällt.. Die schlimmen Ereignisse nach
dein siebziger Kricge sollten uns eine, ernste Mahnung
sein. Damals entstand z. B. in Berlin, dirs crst an

die LlX) 000 Einwohner zählte, eine solchc Wohnungs¬
not, daß nach den polizeilichen Ermittelungen am

1. Oktober 1871 nicht weniger nls 10M0 Fninilien
obdachlos waren! Dic Wohnnngsmieten stiegen teil¬
weise bis zu M Proz. über den 'vorherigen Stand.
Wer dic hohe Miete nicht zahlen wollte oder konnte,
flog mit Sack und Pack aufs Pflaster. Alle Mcch-
mmgen waren überfüllt. Der „Ochsenkopf", .n,n

Aleranderplcch — das Arbeitshaus — konnte/die

Obdachlosen nicht mehr aufnehme,'. Sie zogen hinaus
vor die Stadt auf die Wiesen und bauten sich Buden
nnd Zelte und führten so ein wahres Zigeunerleben.
Mitunter mußte» ganze Familien mit ihrer Habe auf
den Straßen nächtige», weil sie .rücksichtslos, ljcraus-
gesetzt worden waren. Dieses Wohniiiigselend'herrschte
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jahrelang. Die Polizei innsztc den vorschriftswidrigen
Anfbnn der Bnrnckenkolonien init ollen ihren Ge¬

fahren gewähren lassen. Sie war dagegen ohnmächtig,
weil es einfach nicht anders ging. Die Not war noch
im Jnli 18i2 so groß, das; eS schließlich i,n Osten
Berlins zu ^trnßenfrnwnllen kam. Sic »ahmen ihrcn

Anfang in dcr Blnuiciistraße, als wieder cinmal ein

biederer Schilhmachcimeister mitsamt seiner Familie
herausgesetzt wnrde nnd als fast gleichzeitig onf den

Feldern vor dem Frankfurter Tor dic. Polizci dic

Baracken der Obdachlosen niederriß. Hunderte wnrde»

in den Kämpfen verletzt nnd cin Tcil dcr Aufrührer
kam ins Zuchthaus.

Solchc Spurcu iniisscn schrcckcn, Tic Wieder¬

kehr derartiger Zustände wärc gcradczn verhängnis¬
voll. Es »ins; vorgcbcngt wcrdcn, cinc solche Not darf

nicht wieder iibcr das Polt hcrcinbrcchcn. Man stcllc

sich nnr vor, was dic hcimkchrcndcn Soldaten emp¬

finden müsztcn, wcun sic, auf denen schon dic schwere
Last dcr lcidcr nnr zn häufig vorhandenen Mict-

schnldcn ruht, nicht cinmal fiir sich nnd ihre Familien
eine Wuhnnng finden können. Oder wcnn sic dafür
eincn solchcn horrcndcn Preis zn zahlen haben, das;

sic bittere Not leiden müsse». Aber nicht nnr dic

drohende Wohnungsnot nnd die voraussichtliche Mict-

teueruug machen die Wohnungsfrage zn einem wichti¬

gen, Problem dcr Gcgcnwnrt, Anch das Elcnd dcr

schlcchtcn und übcrfiilltcii Wolnumgcn, unter dem die

ärmcrc Bcvölkcrung schon lange lcidct, ist cin Knins-

U'nl nnscrcr modcrncn Zivilisation. Mit dcr aktuellen

Gefahr der Wohuuugsnot wird hoffcntlich auch dos

schlcichcnde Gift des chronifchcn Wohnungsjauimcrs
mchr nnd mehr erkannt nnd mit dem Kampf gegen

den Mangel an Wohnungen zugleich auch der Kampf

gegen das Wohuungselend aufgenommen, Tic Lösung
dcr ganzc» Wohilnngsfrngc ist eine dcr wichtigstcn

sozialen Aufgaben nnserer Zeit. Tie tenre Wohnung
in tcnrcr Zeit drückt die Lebenshaltung der brcitcn

Schichte»! bis znr Uncrtrnglichkcit herab. Sie ver¬

mindert die menschliche Widerstandskraft gegen die

tückischen Keime tödlicher und siechtumbringender
Krnnkhcitcu, dic in den von Licht nnd Lnft nbgc-

sperrtcn Bchansnngen wuchern.

Jn den lctztcn Monntcn habcn sich dic Wnrnnngs-

rnfe einsichtiger nnd besorgter Kenner der Verhält¬

nisse gcmchrt. Wir hatten schon. vor dem Kriege
einen Mangel an Kleinwohnnngcii, namentlich in den

Grofzstäoten, ivo dic Grundstücks- Und Baiispcknlntion
den Wohnungsmarkt noch vollständig bchcrrscht. Es

ist bishcr niir wenig dagegen getan worden. Die ge¬

meinnützige Bantätigkeit, die sich ja vornehmlich dem

.Klcinwohnnngsbnn widmet, ist trotz ihrer schönen Er¬

folge im einzelnen noch nicht umfangreich gcnng, nm

eincn nennenswerten Einfluß anf den Wohnungs¬
markt auszuiiben. Tie Private Bautätigkeit liegt schon
feit Jabren danieder. Sie schien sich zwar Anfang
1614 erholen zn wollen, aber der Krieg bat sie wieder

erdrückt. Auch das gemeinnützige Baueil hat seitdem

ganz aufgehört. Trotz des guten Anfangs vor dem

Kriege zeigt die Banstatistik fiir das Jahr 1614 fast
überall cinen Rückgang gegenüber dem Jabre 1613

nn. Und 1613 stand cbcnfalls hintcr sciucm Vorjnbrc

stark zurück. Es wurdc z. B, für das Jahr 1614 von

den Berliner Mörtclwerkcir berechnet, das; dcr Ver¬

brauch von Mauerziegeln iil (>Äosz«Äerlitt iiiir noch

511 Millionen Stück bctrng. Im Jahrc 1613 wurdcn

abcr 673 Millioiicn nnd 1616 sognr 1855 Millioiieu

Stück vcrbrnucht. BcsondcrS aussallcud ist cs nuch,

dnsz dcr Zugang dcs Jahrcs 1614 an ncucn Klcin-

wohniingcn zniiicist hintcr dcm nllgcmcincn Zugring

nir ncncn Wohnnngcn znrückblicb. Von dcn Städtcu

niit mchr nls 56 666 Einwohncrn sind in 35 wcnigcr

Klcinwohnlingen ncu gebaut wordcn als andcrc, nns

nur in 16 Städtcu war ihr Zugang gröfzcr. Im all¬

gcmcincn schmolz dcr Vorrat an Wohiiimgcii znschcnds

zusammeil.
Während dcs Kricgcs schicuen sich dic Verhält¬

nisse auf dem WohnungSuinrkt da uud dort zu bessern.

Jn Wirklichkeit nber, besonders wenn mnn dic Woh¬

nungsfrage nicht nnr vom Standpunkte dcs Woh-

nilngsnilgebots, sondcrn nnch von dem dcs HvgieniterS
ans betrachtet, wird mnn sogar mancherlei Vcr-

schlechtcrnngen sinden. Schon vor dem Kriege bildete

die Ucbcrfüllnng der Wohnungen der nnteren

Volksschichten cinc ständige Gefahr fiir dic Volks-

gesnndheit. Man nennt in Deutschland eine Woh¬

nung überfüllt, wenn nnf den Rnnm mehr nls 5 Be¬

wohner kommen. Jn Preußen sind aber nach ciner

Statistik 16 bis 24 Proz. der kleinsten Wohnnngcn.
die nur aus einem Zimmer mit oder ohne Znbchör
bestehen, von 6 oder mehr Personen bewohnt. Dic

engen und kleinen und deshalb meist überfüllten

Wohnungen gefährden sowohl die Gesnndhcit wic die

Sittlichkeit ihrer Bewohner. Besonders das Schlaf-

gängerwesen, alfo das Zusnmmenwohnen von Fn-

miliensrcnidcn mit Fninilicnmitgliedcrn liciderlei Ge¬

schlechts birgt vor allem für die Kinder schwere körper¬

liche und sittliche Gefahren in sich, gnnz nbgeschen da¬

von, dnsz es jcdc Häuslichkeit zerstört.

. In den Angestelltenkreisen, die ja ans Standes-

riicksichten im allgemeinen cincn verhältnismäßig

großcn Aufwand für Kleidung und Wohnnng machen

müssen, ist jn^dns Wohnungselend in seiner schlimm¬

sten Form nicht so häufig nnzntresfcn. Tiese Kreise

müssen sich nbcr die ihren Einkoiiimensverhältilissen

entsprechend zn hohen Mieten nn anderer Stelle wicdcr

nbspnren. Tarnnter leidet häufig genug ihre Er¬

nährung, Einc wcitcrc Vcrtcncrnng dcr Mieten

müßte nnch ihrc Wohnnngsvcrhältnissc verschlcchtk-ril

nnd das Wohnnngsclcnd in scincr krassesten Form

nuch in dicsc Kreise hineintragen. Tenn cine weitere

Einschränkung dcr Ernährung ist unmöglich.

Es ist nötig, immcr wieder auf den Einfluß dcs

Wohilungswcscns nnf die Ansbreitung von Krank¬

heiten, wie die Tuberkulose und die Rachitis, hin¬

zuweisen. Ein besonders trauriges Kapitel ist nuch

dic Säugliilgsstcrblichkcit in dcn Hintcrhäuscrn nnd

Scireuflügeln der Mietskasernen. Tort sind 66 Proz.

der Wohnungen ohnc Onerliiftnng nnd die Tem¬

peratur ist in der heißen Zeit im Tiirchschnitt nm

8'^. Grnd höher nls im Freiem. Tic ^äuglingsstcrb-

lichtcit gcht nbcr immer pnrnllcl mit dcr Tcmpcrntur-

t'urvc.

Währcnd dcr Kricgszcit sind viele Familien zu¬

sammengezogen. Frauen, deren Männer im Felde

sind, zogen mit ihren Kindcrn zn ihrcn Eitern odcr

sonstigen Anvcrwnndtcn. Tic Not, dic Tcucruug,

vermindertes Einkominen nsw. zwnngcn viclc nndcrc

sich
'

„cinznrichtcn". Mnn rückte, mehr zustimmen.

Kurz,mi, die Wohinmgcn sind jetzt voller wie vor dcm

Kricgc. Tnhcr mag cs da nnd dort so fehcincil, als

ob dic Wohnnngsknapphcit behoben sei. Aber trotz¬

dem macht sich schon jctzt wicdcr nil vicleu Orten ein

gewisser Mnngcl nn Klcinwohnungcn bciiierkbnr. Tic

Ursache dnsür ist, wie in ciner vom Grosz-Berliner

Vcrcin siir Klcinwohnnngslucscn an den Rcichstag

gcrichtctcn Eingnbe treffend berichtet wird, dns völligc

Ruhcn dcr Bnutätigkcit wcgcn Mnngcl nn Gcld, Ar-

bcitskräftcn nnd Bnnmntcrinl, fcrncr dcr Zuzug von

Anslnndsdeutschen uud ostvreußischcr Flüchtlingc nnch

dcn Großstädtern, Einc wcitcrc Verschärfung dcr Zu¬

stände wirb, wie dic. Eingnbc nnssiihrt, mit Sichcrhcit

nnch dcui Kriege cintrctcn, ivcil n) die Fnmilicn, dic

zurzeit zustimme» wohnen, wieder ihren cigcncn

Hanshalt griiudcn wcrdcn, 1>) dic K r i c g sgct r n n-

t c n sich cinc cigcnc Hnuslichkcit ciurichtcii iverdcu,

dic Znhl der Eheschließungen sich crfnh-

ruugsgcmäß nach cincin Kricgc stets beträchtlich ver¬

mehrt, ck) zahlreiche Mililäramvärter infolgc dcr Be-

bördenkonzentration in den Großstädten untergebracht

iverden müssen, e) das Bedürfnis nach Ersatz der im

Kriege verbrauchten Materialien die Industrie vor¬

aussichtlich zu starker Krnftanstrengung und zur Her¬

anziehung vou zahlreichen Personen nach den Groß¬

städten nnd Jndnstriezentren veranlassen wird,

Tie Zustände ans dem Kapitals»,arktc lasscn aber

erwarten, daß nach dem Kriege dem Baiimartte nnr

geringe private Kapitalien zufließe». Tie vielen Mil¬

liarden der Kriegsanleihen nehme» dc» Gcldiiiarkt

iiberiviegend iu Anspruch. Das versngbnre private

Kapital'wird voraussichtlich in erster Linie die ge-

stcigcrtcn Bedürfnisse der Industrie und des Handels

befriedigen. Ta ferner die Verzinsimg selbst der

1, Hypotbete» auf mindestens 5 5>^, Proz. z» stehen

kommt, die gesamte» Baiimaterialieii stark verteuert

siud »ud nuch die Löhne nntnrgcuiäß steigen miissen,

so wird eine nttgemcinc Vcrtcncrnng dcr

M ictc n cintrctc».

Tnrnns ist zu crsebc». ivic groß dic Gcfnhr ist,

dic uns nllen droht, nnd dnß jctzt nllcs getan werdcn

muß, lim sic noch sovicl ivic möglich nbznwchrcn. ES

gilt vor allem vorzubeugen! Es ist Pflicht des Reiches,

solchc Not und solches Elend vom Volte scr,»z>ihaltcil

nnd zu bcscitigcn. Tic Wohuungssrngc muß noch

mehr in dns Licht dcr Ocffcntlichkcit gcriickt und dns

öffcntlichc Gcwisscu geweckt iverde».

Es sind i» der letzte» Zeit von Autoritäten nuf

dem Gebiete des Wohnungswesens, wic nuch von

großen Verciuiguugcu znhlrcichc und wichtige Vor¬

schläge' znr Verhindcriiug der bcvorsteheudeu Woh-

»niigsnot gemncht ivorden. So hnt unmeiitlich der

Städtebnuer des ZiveckverbnudeS Grosz-Berliu, dcr

Stadtbalirat F r i tz B c u st c r ,
in cincr Schrift iibcr

„Städtischc ^icdclungspolitik nach dein Kricge" sebr

bcScutuiigsvollc Änrcgnngcn gcgcbcn. Tcr Tcutschc
Vcrcin für Wohiiungsrcform, dcr Groß-Bcrliner
Verein für das Klciiiwohnungsiucsen nnd andere

haben Eingaben an die Gesetzgeber gemacht. Kurzum,

dic Wcge sind gckcnnzcich»ct, dic bcschrittcn ivcrdcn

könncn. Dic, Rcformvorschlnge gipfeln nieist darin,

daß Reich, Staat nnd Gemcindcn gcniigende Geld¬

mittel zugunsten des Klcinwohnnngs- nnd Klein-

hnnsbnnes bcreitstcllcn. Tie Geiiicindcn sollcn nach

Möglichkeit selber Wohnnngcn fiir dic minder¬

bemittelten schichteu dcr Bevölkerung — am besten in

Kleiuhnussicdluilgeil vor der Stndt — errichten. Dns

dnzn benötigte Lnnö könnte enteignet werden. Dnzn
wären günstige Verkehrsverhältnisse und billige Tnrife

zn schaffen. Wichtig ist es, daß auch dc» geinein-

nützigcn Bauvcrcincn zur Fördcruug dcs Klcinwoh-

nungswesens ncnc, billige Geldqncllcn crschlosscn

ivcrdcn. Selbst der privaten Bantätigkeit könnten

öffentliche Mittel zugeführt werden, wenn sic gewisse

Bedingungen erfüllt, die die Herstellung guter, Preis¬

werter, der Mietssteigernng entzogener Klcinwohnnn-

gen garantiere»?. Tic großcn öffcntlichc» Institute
»No Vcrsichcriiiigsaiistaltcn inüßtc» in höhereiu Aiis-

liigße als bisher zur Hergabe von Geldern siir dicsc

Zwcckc vcrnnlnßt ivcrdcn.

Zur völligcu Turchfiihrniig dieser u»d anderer

Maßiiahme» sind aber »och viclcrlci Ncuorgniiisn-
tioucu, tcilivcisc auch bcioudcrc Gcsctzc »ölig. Sie

tonnen aber »icht iiber Nacht geichafse» werde». Tcs-

balb »liiifc» die driiigendstcu Aiisgabe». die der

drohenden Wohnungsnot steuern könne», zunächst her¬

ausgegriffen und ihrer baldigem Lösung entgegen-

gcfiihrt werde». Es gilt, leine Zeit zn verlicre»,

H, W e i ß.

Krieg und ß 63 HH.L.
Magistratsrat Tr. N e ,, ,,, a ,, i, - Berli» schreibt

i» Nr, 21/22 der „Teutsche» ^,uristen°Zeit„„g'/

„Verfchicdeue Vcrciuiguugcu babc» sich ivcgc» Ab-

äiidcruug dcs >i 63 H,(^).B. an den Vimdesrnt gc-

waiidt. Währciid dic cinc» ciuc Feitlegiuig ieiiier A,>-

weudbarkeit auf eiiie Verbinderiiiig infolge >!riegs-

dieusies verlange», forder» die andere» dns Gegen¬

teil. Tie Tritten erwarten ohne eigenes ^»lereiie zur

Sache eine Bee»dig»ng der gegemvärlige!, lliigeiviß-

heit, Ter Streit in i» der Verichiedeiibeit der all¬

gemeinen Ausleguugsregcln bcgriiudct. Mir der nn

dem Wortlaut des Gesetzes und n» de» einzelnen

Aiisfprüche» des Gcsebgebcrs bnftcudcu buchsläblicheu

Auslegiiiig, welche die Ämveuduug einer Vestimmuiig

ei,izi,ichräiikeu sucht, tämpit die nusdehueiide Aus¬

legung, die den Geist des Gcsclzcs selbst oli/^i. 85,

168, lll) und seinen Gednntengniig »iiler Zusauiiiieii-

itelluug der verschiedeue» Vorschriften zu erforschen

sucht. Tieier Streit, der sich mit der Eutivickeliiug

des Rechts steigert, läßt das l^efeh »icht erslarre» »ud

schiiist es vor Willtiir. Ter eiiizeliie cutichcidet sich für

die Auslegimgsnrt, zu der ib» seine Anlage, der Ein¬

fluß seiner Lehrer uud sriue Stellung zu dcr ,jcit-

strömuug fiihre».

Im Falle dcs 63 faßt dic ciiiciigcndc ?l»s-

lcgung mchr dic Abwcbr dcr Bclastuug dcr Arbcit¬

gcbcr, dic ausdchucirde mehr dic Fiirsorgc für die Au-

geftellten ins Auge.

Nachfolge»!) sollen die Mä,,gel der eiiieiigciidcn

Aiislcgiiiig crivicsr» und dic Abändcruugsvoiichläge
erörtcrt wcrdcil,

I.

1. Tcr Wortlaut der Begründung und Koiu-

iiiisiioiisbcraliiugcii zu ^ 63 soll ergeben, daß der Gc»

sclzgcbcr seine Aniuciidung aus Kricgsciiibcrufuugcik
nicht gcivolll hnt. Tics ist unrichtig. Lediglich von dcn.

üblichc» militärischem Ncbuiigc», dic dnrnnf Vor-

bcrcitete in geordneten Zeitverhältuisseii ',» ersiillen

habe», ist die Rede. An einen Krieg »nd deiie» Folgen

hnt dnmnls bei 63 »iemnnd gednchl,

2. Ter ^ 63 soll nur bei eim-i» persöiilicheii Leid,

dns de» Angestellten trifft, »icht bci cine», nllgcmcincn

llnglmk, dnhcr niich »icht bci,» Kricg Aiuvc»d»»g

findcn. Ein Vergleich mit'8 6l6 B.G.B, ergibt das

Gegenteil. ^ 6l6 betrifft mir ei»e Verhinderiiiig

durch eine» in der Person des Aiigestellteu liegenden
Grund. >: 63 hnt dieie Eiuschrnntniig »übt n»ige,io»i-

mei,, ioiideril spricht allgeiuei» von eiuer Verbinde-

ruug durch tlugliick.
3. Besonders eiiischräuteud ivird der 8 li/, von Ge¬

heime,! ^ustizrnt Salomou aufgesaßt. ?n»nch ioll

^ 63 nur bei einer Vcrhiiidcr»»» mfolgc ,>irn»thcit

odcr Unfnlls nnwcndbar fcin, wcil vo» dem Abzug

dcs Kraiiten- und lliisallversicheruugsgeldes gesprochen
ivird, Abgc'chcii dnvo», daß der Gesetzgeber, snlls er

dicsc Eiu'chräntnng gcwollt hätte, dies diirch dic

Fassung der Vorschrift zum Ausdruck gebrncht hnbcn

ivürdc. zcinl ^ U16 B,G,B,, ivo ebeiifnlls von solchen

Abzügen die Rede ist, dnß nicht nur an eiiie krnnk¬

heit oder einen Unfall gedncbt ivird,

4. '.liiir ivenn die Verbinderiiiig die niniiittcldnre

Folgc dcs Unglücks ist, soll 5 63 i» Bctrncht rommc»,

dngegc» nicht bci cincr Eiiibcri,f»»g, ivo es sich ledig¬

lich »m die Erfiillnng der Tieiislvflicht hnndelt. Zu

dieser cinengeiide» Auslegiiiig gebe» weder der Wort¬

laut, uoch dcr Ziucck dcs 5 63 Äulnß. Tcr Augcstclltc

soll gcgc» die Folgen dcr Not gcschützt wcrdcn. Ticscr

Fnll tritt nuch ein, ivcnn dns Unglück uur mittclbar

— hicr dnrch dns Bindemittel der Erfüll>,»g der

Tienstpflicht die Verhinderung zur Folge bnt, Jn

nleicher Weise ist 5 63 nttziiwendcn, ivciiu nnstntt dcr

Ticnsruflicht Mcnschcn- odcr Fnmilicupilichtcn nus-

nciibt wiirdcn und dicic Ausübung cinc Verhinderung

infolge Unglücks vermittelte.

5. Ter Krieg soll nicht nls llngliick gelten, nnd

8 63 nicht von einem wirtschnftlichcu Unglück sprechen.

Ties trifft nicht zu. Lediglich wirtichnftlichc Nachteile

sollen von dem Angcstelltcn nbgcwcbrt wcrdc», Frci-

lich bcstrciten die Vertreter dieser Ansicht, daß der

Kricg iibcrhnupt ein Unglück sci, Hicrübcr zu rechten,

ist zwecklos. ^ 63 dcntt nur nn dic wirtschnftlichcn

Folgcn cincs Unglücks. I» dicscm Zinne ist nnch dic

Kricgsciuberufuii'g eine wirtschaftliche Schädigung in¬

folge eines Unglücks. Als solches hat die Regierung
den Kricg vermeiden wollen und Ailordnungen ge¬

troffen, daß die Kriegsteilnehmer und ihre An¬

gehörige',! in ihrer Notlage Unterstützungen erkalten.
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Die einengende Auslegung ist, weil sie den Sinn

des Gesetzes nickt genügend ersaßt, nicht ausrecht-

ziicrhnttc». Trotzdem ist die Frage berechtigt, ob s

uicht zu Unbilligteiten sührt,

«) Zunächst ist 8 63, sosern es sich um Minder-

kauftentc bandelt, schon deshalb eine Unbilligkeit,
weit die infolge der Not aufgebürdete Last von dem

Angestellten auf die ebenfalls uin ihre Existenz schwer

tnuipfendcn Arbeitgeber ausgeladen wird. Die

Mindertanftente haben fchon die Kosten einer Aus¬

hilfe zu tragen nnd können nur schwer die Mittel sür

ihre Verpflichtungen gegen den Verhinderten auf¬

bringen. In dieser Beziehung wäre daher die Ver¬

teilung der Last auf eine Berufsgenofsenschast oder

ihre Minderung durch Erhöhung des Krankengeldes
und besten Abzug vom Gehalte geboten. Als ÄMiche

Erleichterung ist auch sür den Fall der Kriegsein-

berusung zu verlangen, daß der Bundesrat den

Mindertainlcuteu die Fortzahlnng des Gehaltes nur

zu cinem Teile, z. B. zur Hälfte, ftir die in Betracht

kommende Zeit des 8 63 auferlegte.

d) Eine andere Schwierigkeit bietet S 63 dadurch,

daß er — wenn auch sein Gedanke, daß der Arbeit¬

geber für den durch Unglück verhinderten Angestellten
in gewissen Grenzen zu sorgen hat, der modernen

sozialen Auffassung entspricht — dann unbillig wird,

lvenn die Gcsahrübcrnnhine siir einen Augestellten
verlangt wird, der erst kurze Zeit iu Stellung ist oder

infolge Kündigung schon vor seinem Austritt stecht.

Dazu kommt, daß bei Erkrankungen oft die Ange¬
stellten aus srüberen Stellungen abgearbeitet sind und

die Aussicht auf Beendigung des Tienstoerhällnistes

schwache Naturen in der Kündigungszeit lcicht an¬

reizt, sich der Leistung der Tienste ftir die letzte Zeit
zu cntzichcu, Taber müßte 8 je nnck der Taucr

des Tienswcrhältnmes vcrslckicdcn geregelt wcrdcn.

Wer nock, bevor er 6 Mona:? in der Stellung ist oder

nach der Kündigungszeit infolge Unglücks an der

Arbeit verhindert ivird, soll nnr einen beschränkten

Anspruch, z. B. znr Hälite oder zwei Drittel, auf Fort¬
zahlung des Gehaltes erhalten. Durch eine solche
Aenderung würde der Bundesrat vielen Kaufleuten
die geforderte Eutlnstuug bringen.

e) Tie Frage, ob ein Abzug des Kranken- und

Unfnllgcldes stattfinden ioll.fft. da dieser Fall sür die

Einberufenen iiicht in Betracht kommt, hier nicht zu

erörtern. Tagegen ist jedenfalls eine Bereicherung
des Angestellten »iit 8 63 nicht beabsichtigt. Da Z 615

B.G.B, sogar im Falle der schuld des Arbeitgebers
an der Nichtleisrung schon solche Bereicherung ver--

tüten Null, mnß sie um io mehr bei 8 63, wo den

Arbeitgeber kein Vcrschnldeu trifft, ausgeschlossen
scin. Daher hnt sich der Einberufene sein Einkommen

nus dem militärischen Dienstverhältnisse in Abzug
bringcn zu lnsscn. Ein Abzug der bloßcn Löhnung,
Ivclche die Mannschaften zu besonderen Ausgaben ver¬

wenden, wäre, unbillig. Andererseits tonnte der

Unterhalt in allen Fällen in Abrechnung kommen.

Wcnn er ireilich ost in keinem Verhältnis zu den bis-

hcrigen Lebensgeivohnheiten stcht, so erleichtert cr

dock) dcn Haushalt. Eine Bestimmung des Bundes¬

rates dahin, daß fich der Angestcllte eincn im Ver-

bällnis zn seinem Gehalte in mäßigen Grenzen zu

berechnenden Tcil siir den im Militärdienst gewährten
Unterhalt abziehen läßt, wäre nicht unbillig

Freilich würden trotz dieser Einschränkung noch
manche Geschäfte, dic nur dcni Kricgc ihre Begrün¬

dung verdanken, schwcr belastet bleiben. Hier tonnte

>iur ein Entgegenkommen der Militärbehörden durch
entsprechende rechtzeitige Benachrichtigung von der

Einziehung Abhilfe schaffen."

Eine zeitgemäße Erinnernng.
Untcr dicscr Ucberschrift wird in Nr, 16 dcr

„Deutschen Handclswacht", dcr Zeitschrift dcs Deutsch¬
nationalen Handlungsgehilfen-Verbandes geschrieben:

„Es war am 2. Tczcmbcr dcs Jahres 1007. Im Tcut¬

schc» Reichstage hielt dcr gcgcuivärtigc Reichskanzler
o. Bet h rn ann-Hollwcg als Staatssekretär vom Reichs
aint des Innern seine Jungfernrede. Jn dieser Ncde

heiszt es u, a,:

„Trcw aller skeptische» Kritik, die an nnscrcr gegen¬

wärtige» politischen Koustellation geübt ivird, ist das Be¬

dürfnis nach politischer Betätigung in dcr Gcfamtuatiun
ci» ungemein lebhaftes uud ursprüngliches, uud dns uicht

crst vou hcutc odcr gestern hcr. Vor lautcr Kritik ficht
mnu über dir Ncnlitäteu des Gebens hiuiueg Isehr richtig!,,
wenn innn, ivic cs ja viclfach gcschicht, inciut, daß das ver¬

flossene Tezeunium oder, wen» Sic ivollc», ciu »och län¬

gerer Zeitraum lediglich eine Periode unfruchtbarster Stag¬
nation gewesen sei. Ich will gewis; kein I^u<I:a,<r lemlioris
sei, (Lobreduer der hinter uns liegenden Zcit) sein, aber

ungeachtet alles Mißvergnügens, ungeachtet auch mancher
Teilnahmlosigkeit au unserem offiziellen politischen Lcbcn,

die sich gerade dcr gebildeten Krcise dcr Nation zu be¬

mächtige» drohte (sehr richtig!), ungeachtet alles dieses teils

mißgestimmten, teils neutrale» Judiffcreiitismus ist dcr

Drang uach politischer Betätigung weder in der Gegenwart
»och in der jüngste» Vergangenheit leblos gewesen, Ma»

muß nur auf dem richtigen Schauplatz »ach ihr suche».
Niemand kann uerkcnncn, daß in den Kreisen der arbei¬

tenden, die wirtschaftlichen und geistigen Werte dcr Nation

schassenden Bevölkerung, in den Orgnmsntioncu, die sich

die verschiedenen Berussstäudc aus gewerblichem und land¬

wirtschaftlichem, auf chcrvitativem, imfsenschaftlichem und.

künstlerischem Gebiete gescherffen haben, tn der Gesamtheit

unscrcr kommunalen Verbände, in dcn sozialpolitischen
Organisationen eine überaus rcge, ich möchte sagen, eine

jugendliche Tätigkeit geherrscht hat und herrscht, deren Er-

solge für jeden, der sehen will, unverkennbar sind. (Sehr
richtig!) Ich habe in dieser Tätigkeit noch niemals auch
nur cinc Spur von müdem Skeptizismus entdeckt, in ihr

hat stch, allerdings fernab von dcr parlamentarischen
Arena, urrser heutiges Dcutschland gM-ldet. Und wenn

man wissen will, waL dcr Deutsche kann, uivd was er will,

auch woran cr leidet, dann muß man da hinausblicken.
lSehr gut!) Unser politisches Leben kann nur gewinnen,
wenn wir mit diesen Wirklichkeiten und allem Guten und

schlechten, was in ihnen liegt, wieder mehr rechnen. Wir

iverden daraus nur Anregungen für nnser gesamtes poli¬

tisches Leben gewinnen können. Denn in diesen Wirklich¬
keiten ist nebe» vieler Not der deutsche Idealismus nicht

zugrunde gegangen. (Sehr wahr!) Wenn ich mich nicht

täusche, fo findet dcr politische Sinn der Nation in der

Kräftigung und Verfechtung der rein materiellen Interessen
nicht mebr sein rwlles Genüge (sehr richtig!), sondern er¬

faßt wicdcr mehr uud mehr nach crufzen hin die nationale»

und im Innern die allgemeinen staatlichen — darf ich

sagen: die staatlich-kulturellen und die staatlich-ethischen
Interessen. Manche Müberkommenen politischen Pro¬

gramme erweisen sich dabei als zu eng. Man sucht und

tastet — und bas scheint mir der eigentliche Kern der

jungen Bewegungen zu sein, die sich in fast allen Par¬

teien vollziehen —, man sucht und tastet nach neuen Pro¬

grammen, wobei es sich nicht sowohl um extreme und radi¬

kale Verschärfungen alt» programmatischer Forderungen
handelt, als vielmehr darum, für die nenen Anschauungen,
ivelchc aus dcu gewandelten wirtschaftlichen und sozialen

Verhältnissen Kervorgegaiigen sind, Raum zu schassen.
Es mag paradox klinge», daß wir den Anstoß zu einem

solchen Llnsgleich der Anschauungen und damit zum Ueber¬

gang der freieren politischen Empfindungen vor allem den¬

jenigen Kreisen zu verdanken, die sich auf der Grundlage
ihrer wirtschaftlichen Jntcrcsscn zunächst exklusiv zu neuem

Standesbewusztfein zusammengeschlossen höben. Aber auch
bier bewährt stch die Macht des Wirklichen nnd des Realen.

Indem die deutsche, Arbeiterschaft, indcm dcr deutsche
Bauernstand und neuerdings mehr und mehr dcr Mittel¬

stand -— ich dars mich hicr, ohne Mißverständnisse hervor¬

zurufen, dieses flüssigen Ausdrucks bediene» — ich sage,
indem dicsc Stände geschlossen i» »nser Wirtschaftsleben
eingetreten sind, habe» sie unserem politischen Leben eine

neue Färbung gegeben. Mag die Wirkung auch zuerst eine

materiell verflachende gewesen scin und »rauchen Jdeal-

politiker zurückgestoßen habc», sie läuft im letzten Ergebnis
doch aus eine Verjüngung hinaus. Nicht zum Abdanken

nötigt sie die alten Parteien, die sind uns auch in Zukunft
unentbehrlich, aber sie fordert zu ciner Revision der Pro¬

gramme, zu einer Revision, darf ich sagen, der politischen
Gesinnung auf, zu ciuer Revision, dic trotz aller Kämpfc
uns «in Ende auch der Versöhnung näher führen taun, iveil

sie auf die Hebung des Kulturniveaus des arbeitenden

Kerns unserer Bevölkerung gerichtet ist. (BravoI rechts und

links), dcs Kerns, der in allen dreien von mir genannten
Schichten die beste Grundlage unseres Volkslebens ist." —

Warum erinnern wir jetzt an diese Reichstagsrede?
Am S. August 1915 fand im Berliner Reichstags¬

gebäude cinc vertrauliche Erörterung dcr Kricgsziclc statt.

An dieser Zusammenkunft beteiligten sich neben anderen

Berufsvereinen auch Vertreter unseres Verbandes. Die

Hinzuziehung der Berufsvereine zu diesen Erörterungen
wurde von der „Frcisinnigcn Zeitung" mißbilligt. Tic

„Freis. Ztg." bemerkt dazu u. «.:

„In Zuschriften aus den beteiligten Kreisen an uns

wird gegen die Hineinzerrung der unpolitischen Berufs-
vcreine in politische Streitsragen Verwahrung eingelegt."

Diese» philiströsen Beklemmungen gibt die „Frei¬

sinnige Zeitring" Raum zu einer Zeit, da große politischc

Parteien von den verbündeten Regierungen mehr Bewe¬

gungsfreiheit sür die Berufsvereine fordern. Demgegen¬
über erscheint es uns zeitgemäß, daran zu erinnern, daß

der gegenwärtige Kanzler des Deutschen Reiches bereits

vor acht Jahren in seiner ersten Reichstagsrede zum Aus¬

druck brachte, welche Bedeutung für dic Gestaltung dcs

politischcn Lebens unseres Volkes den Bcrufsvcreinen zu¬

erkannt werden muß. R. D."

Me ArbcksloßgKelt in de» HandlkttgsgehilfenVerbiinden.
Das Oktoberheft des „Reichs-Arbeitsblatts"

bringt die Uebersichten über die Arbeitslosigkeit dcr

Handlungsgehilsen im dritten Vierteljahr 1915, so

baß nunmehr der Umfang der Arbeitslosigkeit sür die

Zeit vom 1. Juli 1914 bis 31. Oktober 1915 festgestellt
werden kann. Dom nachstehenden Auszuge ans der

amtlichen Statistik schicken wir zur richtigen Würdi¬

gung ber Zahlen wieder bie folgenden. Bemerkungezr
voraus:

Die vom Kaiserlichen Statistischen Amt veröffent¬

lichten Zahlen über die Arbeitslosigkeit iir den Ar¬

beitergewerkschaften und in den AngestellKnverbänden
entbehren der vollen Zuverlässigkeit ans mancherlei

Gründen, auf die hier iin einzelnen nicht eingegangen
werden kann. Die Zahlen, die wir dem „Reichs-
Arbeitsblatt" entnehmen, können daher kein genaues

Bild darübcr geben, wie es wirklich um die Arbeits¬

losigkeit steht. Das war in Friedenszeiten nicht mög¬

lich nnd ist auch jetzt nicht der Fall.

Der Nutzen, dcr sich aus jenen Zahlen ergeben

kann, ist der Vergleich zwischen denjenigen Zahlen,
die früher ermittelt worden sind, und denjenigen, die

sich jetzt ergeben. Da sich die Angaben des „Reichs-,
Arbeitsblatts" nur auf diejenigen Organisationen be¬

schränken, die an das Kaiserliche Statistische Amt be¬

richten, so bleiben alle diejenigen Arbeitslosen un¬

gezählt, die entweder einem anderen Verbände oder

gar^ keinem angehören. Da aber diejenigen' Vereine,,
die sich während des Krieges an der Statistik betei¬

ligen, auch schon vor Kriegsausbruch an der Statistik
teilgenommen haben, so läßt sich wenigstens ennitteln,
welchen Einfluß bcr Krieg auf die Arbeitslosigkeit in

diesen Verbänden gehabt hat.

Das „Reichs-Arbeitsblatt" teilt seine Bericht¬

erstattung über die Arbeitslosigkeit, soweit die Hand¬

lungsgehilsen in Betracht kommen, erstens in die

Zahlen, die bci der Stellenvermittelung, und zweitens
in diejenigen Zahlen, die bei den Stcllenlosenuntcr»

stützungseinrichtungen der beteiligten Verbände er¬

mittelt worden sind.

I.

Rund 25 Handlnngsgehilfenorganisationen, dar-> sich am Schlüsse des Berichtsvicrteljahres als stellen»
untcr alle größeren, tcilcn dem Kaiscrlichcn Statisti- los gemeldet haben. Tiese Vereine gaben dic Zahlen
schen Amt vierteljährlich niit, wieviel Stcllensuchcndc I dcr stellenlosen wie solgt an:

Ende September Ende Dezember
19,4 ISlZ 1914 1913

miimil. wcibl. iiiäiuil. wcibl. männl. wcibl. männl. wcibl.

Kontoristen, Kassierer, Buchhalter, Korrespondenten usw. 6434 69S4 4263 2531 5030 5877 4320 1525

Verkäufer, Lageristen, Magaziniers und Reisende 2928 1325 1847 505 2185 1801 1673 434

17141 914S 14893 7952

Ende März Ende Juni Ende September
1915 1914 1915 1914 1915 1914

niSiull, weibl. inäiml. weibl. mämll. wcibl. männl. wcibl. Mäiml, wcibl. männl. wcibl.

Kontoristen, Kassierer, Buchhalter,
Korrespondenten usw 1937 4082 420S 2323 13S7 2529 5449 -1884 901 2S56 6434 5954

Verkäufer, Lageristen, Magaziniers
und Reisende 731 13S1 1932 657 442 1069 2332 563 329 934 2923 1825

8101 9068 5397 10 233 4720 17 141

Die jeweiligen Gesamtzahlen der gemeldeten
männlichen n n d weiblichen Arbeitslosen betrugen
Endc

September 1914 17 141, im Friedensjahre zuvor: 9 146

Dezember „
14 893, „ „ „

7 952

Mnrz 1915 8101, „ „ „
9 068

Juni „ S397, „ „ „
10 233

September „
4 720, im Kriegsjahre zuvor: 17141

sie sind mit der Fortdauer des Krieges durch die Ein¬

berufung des ungedienten Landsturms bedeutend ge¬

ringer geworden. Ende September 1914 ivar die Zahl
dcr arbeitslosen Handlungsgehilfen fast doppelt
so hoch als ein Jahr zuvor. Ende September 1915

betrug die Zahl der Arbeitslosen noch nicht cin

Drittel derjenigen, die am Schluß dcs ersten
Kriegsvicrtcljahres (September 1914) vorhanden
ivar.

Tie Zahl der weiblichen Arbeitslosen in un¬

serem Berufe ist noch immer etwas stärker als im

Frieden. Das Gesamtbild wird durch die gegen die

Fricdenszeit jctzt viel geringere Zahl der männ»

lichen Arbeitslosen bestimmt.

Da der Krieg länger als cin Jahr dauert, man

also bei einem Vergleich der jetzt bestehenden Verhält»
nisse init dem Vorjnhre nicht mehr die in Friedens-
zeiteU üblich gewesenen Verhältnisse trifft, werden wir

dcn statistischen Zahlen künftig eine andere. Zusam¬
menstellung geben müssen'.
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Es sind nur wenige Verbände, die dem Kaiser-1 Ueber diejenigen Vervände, von denen regelmäßig

lichen Statistischen Amt über ibre Stelleulostmunter- Zahlen vorliegen, geben die, folgenden Tabellen Aus-

stützungscinrichtuugcn nähere Mitteilungen machen.! tnnst:

BrzugSbercchtigtc
Mitglicdcr

Gesamtzahl

dcr bczugsbcrech° der Stcllcnloscntaoc

Zahl
,

dcr im 3, Vierteljahr

Nnmc dcr Organisc. tion Endc dcö t.grcn isreuc»°

, lo.cu Ende dcs

3/Victtcijahrs

dcr Unrcrsiütztcn untcn.ütztcn bezahlten

Z. Vierteljahrs im 3, Bicricijahr Pcrsoncn Nntcrstützungstagc

I«>4 I I?lZ 1914 1913 1914 1SIZ 1914 1913 ISI4 19,3

.

7 5 » ?« //

Deutschnationnlcr Handlungsgehilfen- !

38 6388« 707 86 63« 1225 721 45 572 51216 744 877 ! 33 09«

Krmsinannischer Verband fiir weibliche
144

!
4 065

Angestellte . . 22485 > 23 433 146 47 9 568 5 524 264 5 590

Verband Deutscher Handlungsgehilfen 62 287
'

65 534 212 18« 25 801 26 835 552 563 ! 21 148 23 047

Vrrein der Deutschen Kaufleute. . . 10 500 1 17 200 398 273 1100« 0 743 257 194 ! 8 114 7 838

Verein für Handlungslommis von 1858 69 55« I Sl 85« 482 — 30180 25 010 697 537 !' 22 «42 20 «08

Zentralverband der Handlungsgehilfen 19 462 17 605 422 105 18 943 10519 531 231 j 13 653 7160

273 «01 ^ 272 302 2 385 1332 141 082 128 847 3 045 2 54« 104 243 10« 75«

lZ,

Name dcr Organisation

Deutschnationalrr HandlungSgehilfen-
Verband

Ksustnäimischer Verband für weibliche
Angcstcllte . .

Verband Deutscher Handlungsgehilfe»
Berein der Deutschen Kaufleute. . .

Verein sür HaudlungSkommis von 1858

Zentralverband der Handlungsgehilfen

Bezugsberechtigte

Mitglicdcr
End« dcs

4. Vterteljahrs

1?I4 1,13

Gesamtzahl

«cr ZteLcnlosentagc
dcr Untrrsrützlcn
im 4. Bicricijahr

tigtcn Eicllcw

lasen Endc des

4. Vierteljahrs

1914 ! 1913 1914 19,3

l

8« «72! 82 74« 1241 587 93 «95

21 804
'

23 537 51 > 42 20 93«

64 412 «6 176 271 221 31 758

19 300 ^ 17 200 51 l 154 20141

67 945 ^ 67 «0« 125 607 49 350

20 533 18 479 176 8« 28 176

7 870

28 «42

«952

29 388

7 887

dcr un 4. Vicrtcljahr

unlcrslütztcn

Pcrionrn

,914 ,9,8

bezahlten

Untcrstützungstagc

1914 ! 1913

15«3 799 65 249 30 502

515

617
^

425

1 002

580

196

521

172

579

185

16111! ss51

24 396! 22 309

15 551 j 5 227

38 859 23 511

20 113 5 719

280 «66 275 132 1 915 ^ 1 691 244 05« 12« «54 4 «42 2 452
'

180 279 ^ 92 919

O.

Namc dcr Organisation

Dcuischnationaler Handlungsgehilfcn-
Berband

Kaufmännischer Verband für weibliche
Angestellte . . ... . . .

Verband Deutscher Handlungsgehilfen
Verein der Deutschen Kaufleute. . ,

Verein sür HandlungsiomMis von 1858

Zcntralverband der Handlrmgsgehilfe»

Bczngsbcrechtigtc
Mitglicdcr
Endc dcs

t. Vierteljahrs

ISIS ISI«

85 814

21 S74

67 021

19 900

68 480

20 663

82 55«

.22 403

64 423

18 40«

68 480

10 388

G c s a in t z a h I

der bczugsberech° her Stellenlosentagc

«i^^s der WUcrs,ütz.cn

1. Bicrtciinhrs
^ dicriciiahr

lSIS»US l!i,4

41«

,43

73

38

138

234

556 53 794 35 932

283 757^275 65« 917 124« 98 957 102 835

1).

41 ii, 4 917

248 1188« 23 222

132^ 5 819 7 834

147 l 14125

11«^! 8 422

«664

20 791

8 392

Zahl
der im 1, Vierteljahr

unterstützten

Pcrsoncn

!S14

bczahlien

Unterftiitzungstagc

ISIS 1914

862 626 37 104

7/

156 >

278

164

38 l

216

193 !

469'

163

469

198

2 057
'

2 124

3 «37 i

1« 352

4 754

11 30« !
«068 !

26 975

4 «54

18 185

SM4

1«243

5 914

73 215! 77 975

Namc dcr Organisation

Bezugsberechtigte

Mitglicdcr
Endc dcs

'

2. Vierteljahrs

IZIS ! I?I4

Gesamtzahl

der bc'ugsbcrech^ ^ Stellcnloscntagc

Wn'En^' dcrNn.crs.avtc,.

2, Vicrteljahrs
2. Bicrichahr

191S 1914 ^ 191S ! 1914

Kahl
dcr im 2, Vlcncljayc

unterstützten ^1 bezahlten

Pcrsoncn !! Untcrstützungstagc

191S ! 1914 ^ 191S
^

1914

? z 4 s
'

<5 7

Deutschnationaler Handumgsgehilfen-

Kanfmännischer Verband für weibliche
Augestcllie

Verband Deutscher Handluugsgehilfen
Verein der Deutschen Kaufleute. . .

Verein für HandUiNgökoimnlS von 1858

Zentralverband drr Handlnngsgehilsen

94 278

21011

67 318

19 800

68 430

211N2

83 853

22 630

63 698

19 000

69 015

19 585

221

S

2«

25

100

11«

«54 15 484! 42 38«

45 ^ 1188 —

314 4 259 32 51«

165 2 558 8 395

23« 7 375 29 122

«8 6 977 4424

233

41

«5

64

171

172

672 10 315

172^ 937

596 3 426

21« 1943

«21 «23«

226 5 444

2« 939

4 715

25 684

7 158

22 575

6 321

291 980 277 781 487

N.

1 506 37 841 116 831 826 2 497 ^ 28 295 95 392

Name dcr Organisation

Bezugsberechtigte

Milglicdcr
Ende dcS

3. Vierteljahrs

IYI5 l«I4

Gesamtzahl

^7,U"SfÄ"ch- dcr Stcllcmoscntage
? ?."e?'>^

° dcr Untcrs.uptcn
.o cn Endc dc^ . ,, .v^^,,j„k,.
Z, VicNcljnhrs ^

3,
^.»cricii»yr

181S ! I»l4 ISIS I 1914

unten

Pcr,

ISIS

Zahl
dcr im 3 Bicricijahr

tiitztcn s! bezahlten

oncn i UntcrsrSßungstagc

1914 ISIS 1914
!! >

/ 4 ,5 S 7 6 y w

Deutschuationaler Handlungsgehilfen-

Kaufmännischer Verband fiir weibliche
Angestellte

Verband Deutscher Handlungsgehilfen
Berein der Deutschen Kaufleute. . .

Verein für Haudlungslommis von 1358

Zentralverband der HandlungsgcKilfen

10« 597

2« 887

68 369

19 50«

64 20«

21 963

8« 707

22 485

62 287

19 50«

69 55«

19 462

10«

6

18
- 28

73

69

1 225

14«

212

398

482

422

8 316

«95

3 239

2 642

3 984

6 749

45 572

9 568

25 801

1100«

30 189

18 943

142

24

8«

67

9«

187

744

264

552

257

697

531

5 4««

496

2 493

1847

3 433

5 391

33«9«

5 590

21 148

8 114

22 642

13 653

295 516 278 991 300 !2 835 ^ 25 «25 141 «32 596 3 045 19 12« 104 243

In diesen Tabellen sind nicht die Gesamtzahlen
der Mitglicdcr und dcr Stcllcnloscn »»gegcbc». son¬

dern nur dicjcnigcn, dic bcrcits ihre Werrtczcit fiir

die Bezngsbel'l'chtiguug zunickgelegt hatten. Wir

machen ans diese Unvollständigkcit der Statistik aus¬

drücklich aiifinerksaui. Dem Lcscr wird vielleicht eine

scheinbare Unstimmigkeit der Angaben in den Spal¬

ten 4 nnd 3 zu den Spalten 8 und ö auffallen. Wir

bemerken, dasz in deil Spalten 4 und 5 allc bczugs-

berechtigten Stellenlosen am Ende des Vierteljahres,

in deil Spalten 8 und 9 aber die während des Viertel¬

jahres überhaupt Unterstützten gezählt sind. Zählt
man die Tage zusammen, die die Stellenlosen iil

einem Vierteljahr arbeitslos gewesen sind (Spalten 6

und 7), gewinnen ivir folgcndcs Bild:

3. Vierteljahr 1914 141 082, im Fricdensjahre zuvor: 128 847

4. „
1914 244 05«, „ „ ,

120 654

1.
„

1915 93 957, „ „ „
102 835

2.
„

1915 37 84l, , . .
116 831

3. „
1915 25 «25, im Kriegsjahre zuvor: 141082

Cinc Berechnung, wieviel von den bezugsberech¬
tigten Mitgliedern jeweils prozentual arbeitslos

waren, kann auf Grnnd dcr vorliegenden Zahlen
nicht aufgestellt iverden, da in der Angabc „bezugs¬

berechtigte Mitglieder" sast alle diejenigen militär-

dicnsttnenden Mitglicder mitcnthalten sind, die dic

Wartezeit iil den Verbänden erfüllt haben.

Die Großbanken nnd der Krieg.
Tcr kürzlich crschicncuc Toudcrabdruck aus

dcm „Tcutichcu Oetonoinistcu": Tic dcutfchcn Bantcn

im Jahre 1914, bearbeitet von Tr. jnr. Willy Bacckcr,

zcigt nns, mit wclchcr Ausrüstung die dcntseben Groß¬
banken in den Krieg eingetreten sind, und ivie sic sich
iin crstcn Halb jahrc dcs Kricgcs bcwährt haben. Im
Jahre 1914 gab cs im Tcntschcn Rcich

5 Notcnbankcn,
49 Hypotbekenbanken.
159 Kreditbanken,

zus. 195 Banken, gcgcn 295 ini Vorjahre, wo noch
169 Kreditanstalten festgestellt ivorden sind.

An eigenen und frcmdeu Mittcln hattcn die

Banken im ^ahrc 1M4 inogemmt i» Vcrwaltung

L7,14 Milliardcn ^ 37 14U 00U 00« Mk. Tic Zu¬
nahme gcgcn das Vorjahr beträgt 2M7,2 Millionen

Mark. Ter Hauptanteil hieran entfällt auf dic Ver¬

mehrung des Notenumlaufs.
Von besonderer Bedeutung sind die Kreditbanken,

die mit dcn ihnen zur Vcrsügnng srcbcndcn Mittcln
Handcl und Gewerbe möglichst stützen nud fördern
sollen. Tie in nnserer Zusammenstelluiig oben ange¬

führten 150 Kreditbanken sind nnr solchc Uutcrnch-

iuungcn, die cine Million Akticntnpitnl odcr mchr

haben. Tic kleineren Betriebe sind von cincr zu ge¬

ringen Bedeutung.
Am Beginn dcs vorigen Jahres hatten die Kredit-

danken in ihrer Vcrwaltung an eigenen und fremden
Kapitalien insgesamt 16 229,« Millionen, also

fast 16^ Milliardcn Mark. Mit dicscn ge¬

waltigen Mitteln üben sie einen groszen Einilnß nuf
unser ganzes Wirtschaftsleben aus. Taber war es

von großcr Wichtigkeit, ob die Kreditbanken auch bci

dcm Ausbrnch dcs Krieges dcn Anfordcruugcn ge¬

wachsen scin würdcn, die uiiicr Wirtschaftsleben nu sie
stellte: ob sie dic Störungen des Kreditvcrkebrs, den

der Ausbruch dcs Kricgcs zur Folge bnbcn musste,
bald überwiudcn konnteu.

Tics war, wenn anch mit ciucr rccht wcscntlicbcn

Hilfe der Reichsbank, in der Tat der Fall. Keine

dcutschc Kreditbank mußte infolge dcs Kricgcs ibrc

Kassen schließen: sondern alle dcntiche Kreditbanken

hnben ihre Vcrpflichtnngen im volleil llminuge er¬

füllt »ud sich meistens wie früher ihre» Aufgabcn
gegenüber dem Handel und Gcwcrbc gewidmet, linier

Wirtfchnftslebeu konnte sich verbnltnismässtg schnell
den Bcrhältnisscn dcr Kriegszcit wenigstens so weit

anpassen, daß dic dringcndstcn Bcdürfnisfc dcs Krieges
befriedigt wurden. Ucbcr die weiteren Wirkungen des

Krieges anf nnfcr Wirtschaftsleben wird crst später
ein sachliches Urtcil möglich sein.

Von dcn snst 16^ Milliardcn Mark cigcnc und

sremde Kapitalien kamen anf die folgcndcn Bantcn,
einichlicßlich dcr ihnen angcglicdcrtcn Bankern,

1. Deutsche Bank 5006 Mill. Mk,

2. Disconto Gcscllschnft 3630 .,

3. Dresdner Bank . 2029
„

4. Bank für Handel und Judustric . 1172

5. Berliner Handelsgesellschaft . . 551

6. Commerz- und Discouto-Bank . 508

7. Natwualbailk für Deutschland. . 426
„

8. Mitteldeutsche Crcchitbank ... 259
„

Die 8 Banken zusammcn 135^1'Äill? Mb

Mithin hattcn dicsc 8 Banken — die deut¬

schen Großbanken — von dcn 16t^ Milliarden

nicht wcnigcr als 13^ Milliarden, ben allergrößten
Teil des gesamten Kapitals, dns den Kreditbnuten

zur Verfügung steht. Die 8 Grofchauke», die sämtlich
ihrc Leitung in Bcrlin habcn, sind entscheidend sür

nnscr ganzcs Bankwcscn nnd bcbcrricbc» zn cincm

guten Teile den deutschen Handcl und das dcntschc
Gcwcrbc. Tie in den 8 Großbauten mangebenden
Krcise sind die wahren Herren nnieres Wirtschafts¬
lebens.

Am Schlnise dcs Jahrcs 191 I warcn die cigcncn
und frc»,dcn Kapitalien dcr Krcditbantcn nuf 15 556,4
Millionen, etwas mehr als 15>-./> Milliarde» Mark ge¬

fallen, während in den frühcrcu Jahrcu scit 1901 un-

untcrbrochcn ciue Zunabmc dcr Kapitalicn zu vcr-

zeickme» ncwcscn ivnr.

Ter Rückgang beträgt 673,4 Millioneil Mark. Be¬

rücksichtige,l ivir die anszergewöhnlichen Umstände des

Krieges, die dcn Nückgnng vcrschnldct hnbcn, so müsst»

wir ihn als vcrbältnismäszig gcriug ci»schäbc». Be¬

zeichnend ist aber, dnß die 8 Großbanken mit 1e>t^>
Milliardcn Mark Kapitalicn cincn Rückgang vo» 198

Millionen Mark battcn, dic andcrcn Bnnl'cn mit noch

nicht "2^ Milliardcn Mark Knpitnlicn ci»cn Rückgang
von 476 Millioncn Mark. Ter Rückgang ist bci den

8 Großbanken viel geringer als bei den anderen

Banken. Die Großbanken erfreutem sich bei dcn Gcld-

gebern eines größeren Vertrauens als die anderen

Baukcu. Uebcrdics ist die Uebermacht der Großbanken

gegenüber den anderen Banken und damit auch ihr

Einfluß auf unser Wirtschaftsleben noch größer ge¬

worden.

Der Bruttogewinn aller Banken ist seit dein Jahre
1902 bis zum Jahre 1913 ständig gewachsen niid so

von 385,21 Millionen Mark allmählich nuf «05,28

Millionen Mark gestiegen. Im letzten Jahre ist er

auf 764,48 Millionen Mark gefallen.
Besonders beachtenswert ist das Verhältnis

d c r U n ko st e n z n d e m B r nttogcivinn. Von
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dem Bruttogewinn gingen nb fiir Unkosten bei

allen Banken
im Jahrc Prozent im Jahrc Profit

1914 . .... 37.7 190« . . . . . 33,3

191« . . . , . 35,5 Z««8 . . . . . 32.«

19,2 . .... 35,2 19N7 . . . . . 31.«

Z9ll . .... 31,« 190« . . . 28.«

1910 .... 31,«' 1905 , . . 27.«

Bei den acht Großbanken aI ein:

im Jahrc Profit im Jnhre Prozent

1914 , .... 39,7 1909 . . . . . 34,5

19t3 . .... 37,1 1908 . . . . . 34,0

1912 . , . , . 3«,3 1907 . . . . . 33.0

1911 , , . . 37,5 190« . , . 30,0

I»l« , .... 3^5 1905 , . . . . 28,0

1U.5

39,3
50,3
25,7
49,1
21,8
43,5

38,2
30.4
4«,0
23,3

4«,9
33,8

3«,«

Bei dcn c i n z c l n e n tt r o sz b a n k e n stellte sich
der Sitz iin letzten Jahre gegen das Vorjahr:

Prozent Prozcnt

Teutsche Bank 41,1 gegen 35,4

Dresdner Bank

Djscouto Gesellschaft . , , .

Bauk fiir Handel uud Industrie
Berliner Handelsgesellschaft , ,

Conunerz- und Disconto-Bank .

Aatioualbank für Deutschland .

Mitteldeutsche Creditbcmk . , .

Tie fast ständige Steigerung dcr Unkosten wird

Zn erster Linie ans die Erhöhung der Beamtcn-

gebeilter nnd der Stcnerla st e n zuriickgeführt,
Tazu beiuerkt der Bearbeiter dcr Geschäftsberichte',
Herr Tr. Paecker:

„Es ist ganz selbstverständlich, daß die Bcanitcn dcr

Bankcn in ibrcn Gehaltsbezügen mit den iibrigen

kaufmännischen Angestellten nnd Beamtenklasscn mit

fortschreiten niiissc». Hicr wcrdcn die Bankverwaltnn-

gen keinesivcgs in erster Linie den Hebel znr Spar-

samkeit ansetzen diirsen. Hcrr v. Schwabach nahm fiir

dic Bantcn sclbst nnf dcm Müiichcncr Bnukiertage das

Bibclwort in Anspruch: Man soll dcm Ochfen, dcr da

drischt, nicht dns Mnul vcrbiudcu. Das müsscn sich

dic Bcint'ieiter auch gegeuüber den Angcstctttcn gcgcn-

wärtig haltcii. Tcnn dic Bantcn stellen durchweg an

die Arbcitstraft nnd dic Arbcitsfrcudigkcit ihrcr Be-

aiiitc» bohe Auforderiinge». llud es wäre in hohem
Grade bcdaucrlich und fiir dic Entwickelung dcr Ban¬

tcn nicht nnbcdcnklich, wenn der soziale
K n in p f, lvozu ja die lctztc Zcit vor dcm Kricge
bereits einige, wcnn auch schwache Ansätze gebracht
bat. a n ch im Bankgc w crbc cine st ä n d i g e

Einrichtnng wcrden sollte. Es wäre das

nm so mchr zn bcdancr», als sozialc Untcrschiedc im

cigcutlichcn Sinnc, wie sie zivischen dem industriellem

Untcriiebmertnin nnd der Arbeiterschaft bestehen, hicr
nickn vorbanden nud. Andererseits bildcn nber auch

die Baiikbcamtc» eine so großc und in wcitcm Mnße

boinogene Körverschaft, dnß die Voraussetznugen siir

eine, umfnssende Orgauisatiou ivobl als gegeben be-

zcichnct wcrdc» müfscn. Tic bestehenden alten Bank-

beamtcnorganisationcn haben die neue gewertschaftlichc
Tcndciiz mit Eiitschicdcuhcit zurückgcwicsc»: »ud sic
habcu bishcr in gutem Eiiivcruchme» mit den Bank-

leituiige» in veruüiiftigc» Grcnzen dic Standcs'

angelcgenlieiten bebandelt. Wir sind überzeugt, daß
die Bnutleiter das ihrige tun. um dieses gute Verhält¬
nis a»ch icrncrbin aufrcchtz,,crhaltc»."

To Hcrr Tr. Bacckcr. Wcnn cr vou einer homo-

geueu Masfe spricht, meint er wohl diejenigen An¬

gcstclltc», dic fich durch dic schr großcn sozinlcn
Unterschiede vo» dc» Tircktorc» n»o Aufsichtsrnts-

iuitglicdcrn dcr Bankcn trcnncn. Taß zwischcn dcii

Tircktorcn nsw. cincrfcitS und der Mnssc dcr An¬

gcstclltcn nndcrcrscits cinc gcwaltigc sozialc Klnst

gähnt, darüber sollte sich anch Dr. Baecker im

klaren sein. G. H.

Trustbildung in der Kinematographie.
Tie Vorgänge, die sich während des Krieges iu

der kiiiciiiatographischcn Branchc vollzichcn, bilde,i cin

Schulbeifpiel dasür, wie die kleinen kapitalschwachen
Unternehmen von den durch den Krieg hervorgerufe¬
nen wirtschnftlichcn Verhältnissen gezwungen werden,
sich größcrcn, täpitalstärtcrcn Unternehmen, aizzn

gliedern, wodurch dic Bildung von Konzcrncn oder

Trusts außerordentlich gefördert wird. Tie Vorgäng
in,der Branche zeigen aber auch, wic tlcinc, kapital¬
schwache Unternehmer von deu täpitalstärkcren rück¬

sichtslos aufgcfaugt werden nnd ihre Selbständigkeit
verliercn. Scit in den neunziger Jahren die Brüder

Lnmiöre in Lyon die Kinematographie derartig ver-

bcsscrt hattcn, daß öffentliche Vorführungen von Licht¬
bildern möglich wnrde», vollzog sich in dieser Branche
ein rapider Aufschwung, und besonders in England
nnd Frankreich cntwickclten sich die kineinatographi-
ichen Betriebe zn Millioiienunternehmuugcu. Jn
Deutschland cntfaltcte sich diese Industrie erst verhält¬
nismäßig spät, nngefähr erst vom Jahre 1896 an, und

blieb infolge dicfes späten Einsetzens der Entwickelung
bis zum Ausbrnch dcs Wcltkricgcs in großcm Um¬

fange vom internationalcn nnd besonders vom fran¬

zösischen Filmmartt abhängig. Noch kurz vor Aus¬

brnch des Kricgcs schien es, als wolle die französische
Filmindustrie, vertreten durch die Weltfirmen Path<i

sr^res und Gaumont, die deutsche Filmindustrie in

Abhängigkeit vou sich bringen. Groß war der Jubel
der dcutschcn Filmleutc, als die fremden Firmen dnrch
die wirtschaftlichem Maßnahmen, die der Krieg not¬

wendig machte, vom dentschen Markte weggefegt
wurden. Bnld nber zeigte es sich, dnß die deutsche

Filmindustrie, die bisher keinen Anschluß nn das

großc Finanzkapital gcfnndcn hattc, zum großen Teil

nicht in der Lage wnr, die schlechten Abfatzverhältnisfe,
die der Krieg mit sich brachte, nns die Tnner auszu¬

hallen. Ticsc schlechtem Absntzverhältuisse sind erklär¬

lich, wcnn man berücksichtigt, daß von jedem Film in

Teutschland mir 8—10 Eremplare nnd noch einige

wenige im neutralen Ausland untergebracht iverden

lönnen. Untcr diesen Verhältnissen arbeitet selbst die

größte deutsche Filmfabrik, die Projektions-Aktien-
gesellschaft „Union" in, Berlin, niit einem Jahresver-
lnst von iiber 1 Million Mart, nnd viele kleinere

Filmfabriken mußten die Fabrikation überhaupt ein-

stcllcn. Tiese Verhältnisse macht sich das Großkapital
zunutze, indcm es einen Teil der bekannteste,! nnd

größten dcntschcn Filmfabriken auffand und zwar ist
es wicdcrum srcmdcs, nunmehr dänisches Kapital,
vcrtrctcn durch dic Nordische Films Co., dic die

deutsche Filmiudustric in Abhängigkeit von stch brin¬

gen will. Ticsc Firma hat iii Form cincs Filmvcrleih-
touzerus die gesamte Produt'tiou dcr Projcttions-
Attiengcscllschast „Union", dcr Otivcr-Filingcscllschast
und dcr Luun-Filmgcscllfchaft übernommen uud bc¬

bcrrscht somit heute schon Wohl über die Hülste der

dcntschcn Filmproduttiou. Außcrdcm hnt sich diese

Firma schwedische, dänische nnd amerikanische Film¬
fabriken siir ihren Verleihkonzern gesichert. Der ganze

Zweck dicicr Transaktion ist natiirlich der, die Un¬

kosten zn verringern und nnmeutlich an Gehältern uud

Löhnen der Angestellten zn sparen. Aber nnch zahl¬
reiche Eristcnzcn tlcincr Unternehmer werdcn ans

dicfc Weifc allmählich ausgeschaltet, da dieser große

Filmfabrittonzern seine Bilder dirctt an die Thentcr-

bcfitzcr verleiht, wodurch der Zivischeuhenidel aus¬

geschaltet wird, d. h. die Eristcnz der selbständigen
Filmvcrlcihcr ivird allmählich nntcrgrabcn. Abcr auch
in anderer Wcisc hat dicscr .Konzern die Wirkung,

daß zahlrcichc Mittelstandseristenzen als selbständige
Unteriiebmer ausgeschaltet Iverdcu. Wicder ciumal

eiu Bcwcis dafiir, daß cs nicht dic Sozialdemokratic
ist, wie fälschlich behauptet wird, die selbständige
Cristcuzcn vrolctarisicrt, sondern das Großkapital im

Verlauf dcr unaufhaltsamen wirtschaftlichem Ent¬

wickelung, Dieser Konzern beherrscht durch die ihm

angeschlossenen Gesellschaften gleichzeitig auch an¬

nähernd 139 erstklassige deutsche 'Lichtspieltheater, wo¬

durch also schon scine Vorläufer, die er nnn in sich

ausgcuommcn hnt, zahlreiche selbständige Eristcnzen

unmöglich gemacht habcn. Und dicsc Tätigkeit wird

natiirlich auch der Konzern in crstcr Linie fortsetzen,
da es sein Bestreben ist, immer mehr Lichtspieltheater
aufzukaufen, die die schwere Not des Krieges nicht

überstehe,l tonnen. Sehr intcrcssnnt zn beobachten sind

diesc Vorgänge augenblicklich in Hnmburg. Die ham»
burgischen Lichtspieltbenterbesitzer möchten sich nach

Möglichkeit ihre Selbständigkeit wahrcn, was ihnen

schr wcnig zu gclingcn scheint. Allerdings gelang es

dem Konzern, iowcit uns bekannt geworden ist, bisher

nicht, in Hambnrg Theater zu kaufen, da ei» dortiger
Theaterbesttzer, der bishcr sieben Theater iit Hamburg
betrieb, den Kampf mit dem Konzern nm feiner Selb¬

ständigkeit willen ausgeuomme» hat und seinerseits
die aus tapitalschwachen Füßeu stehenden Theater

anstänft. So hat diese Firma in kurzer Zeit schon
zwei Theater übernommen, und wie wir zn wissen

glaube», wcrdcn wcitcrc wohl bald folgen, dann wird

abzuwarten sei», wer den Kampf länger aushält, der

Hamburgcr Lichtspiclthcateruiiternehmcr, der Ham¬

biirg als Monopol fiir sich beherrschen will, oder der

Konzern, dcr Teutschland beherrschen will. Da nach
dem Kricge aber auch die Firmcu Pathv fr«res und

Gaumont wieder auf dem Plan erscheinen werde», so
wird in dieser Brauche ein Kamps der Großen gegen

die Klcincrcn nnd Klcinstcn entbrennen, der wohl

Hunderte selbständiger Existenzen fordern nnd natür¬

lich mit dem Siege der ein oder zwei kapitalstarken
Trusts euden ivird. Es setzt sich hier zweifellos dns

Prinzip durch, daß billiger produziert wird, indem

überzählige Fabriken ausgeschaltet und verteuernde

Zwischcnhandelsglieder, Filmverlcgcr und Verleiher
immcr mehr ansgeschaltct werden. Die 26 <M

in der Filmbranche tätigen Angestellten werden aber

gnt tnn, sich rechtzeitig in ihren Berufsverbänden sest

zusammenzuschließen, um den kommenden ein bis

zwei Film-Trusts gerzistet nnd in fester Solidarität

znsammengeichlosfen gegenübertreten zu können.

Tie nach dem Friedensschluß einsetzenden heftigen
Konkurrenzkämpfe iu dicser Branche werden hoffent¬
lich aber auch die Krcise auf dem Kampfplatz sindcn,
die bestrebt siud, die Kinematographie von den immer

wieder anftauchenden Schundfilmen nnd üblen

Dramen zu reinigen. Vor allem werdcn auch die In¬
stitutionen der Arbeiter mehr als bisher durch die Tat

mithclfcn müssen, die Kinematographie zu heben, in¬

dem sie selbst gute Filme auskaufen und dann an die

einzelnen Orte verleihen, also eine Filmverleih-
zentrale ins Leben rufen, wie sie die Zentrumspartei
schon besitzt. Die Vorarbeiten fiir ein solches Institut

waren ja bei Kriegsansbrnch bereits im Gange.
Treten wir als Bestcllcr uud Käufer auf, fo wird mnu

unseren Bestrebungen und Ansichten Rechnung tragen

müssen. H. K.-Hnmbnrg.

gas KklitenanrechnnngSPrinD.
„Der nns dem Felde Znrücktehrendc muß das

wiederfinden, WnS cr verlassen hat," sagte Tr. Hugo
Heinemann in einer Versammlnng der Bcrlincr

Gowcrtschaftssnnltiouärc am 12. Jannar 1915, als

cr über das Thema referierte: „Dic sozialpolitischen
Errungenschaften dcr Kriegszeit nnd die sich daraus

ergebenden Folgerungen". Insofern hatte Heinemann
bis jetzt das Recht auf seiner Seite, wenn er die sozial¬
politischen Erscheinungen der Kriegszeit als einen

Triumph über die staatliche Bureaukratie ansprnch.

Was nachdem kommen ivird, taun sich eine lebhafte

Phautasic ivoht buut ausmale», aber mit dcm Aus-

malcn von Znkunftsbilderu ist noch lange nichts be¬

wiesen. Eine weit eindringlichere Sprache als alle

Theorien sprechen die nackten Tatfache». Wns ist, ist

nnninstößlich. Nicmniid ivird dic Erfolge sozial-

politischer Art bcr Gewcrkschaftcn abstrciteu können.

Aber man sollte sich hüten, ans diesen augenblicklichen
Erfolgen in allzu großcm Optimismus theoretische
Folgerungen fiir die Zukunft zn ziehen.

Ueber ein Vorkommnis dcr jiingsten Zeit berichtet
der „Vorwärts" vom 19. Oktober:

„Immer ivicdcr tritt bci dc» Iliitcruchnicrn die Ten¬

denz zutage, den Kriegsverletzten ihre Rente nus dcu Lohn

iu Anrechnung zu bringcn. Dns verdient schon schärfste
'Zuriick.iveisimg, wen» cs der ci»zel»e Unternehmer übt,

»ech lauter aber muh Protest erhobcu ivcrdcn, wcii» ctwa

llntcrnehmcrverbände dahingehende Auwcisungcu nu ihrc

Mitglieder, ergebe» lasscu. Das; dics dcr Fall seiu soll, -be-

Häupter ciu Dresdener Fabrikdirektor, bei den, eiu 'Arbeiter

Beschwerde über unberechtigte Lohutürzliug fübrtc.

Dcr fragliche Arbcitcr, dcc im Kricgc ciu Bein einge¬

büßt hat »ud jctzt cin künstliches Bei» trägt, verrichtete
vor dem Kricge in cincr Trcsdcncr Fabrik ciiic ^pczlal-
arbi.it, für die cs bisher uur eine kleine 'Anzahl Arbeits¬

kraft? gab, Seinem frühere» Arbeitgeber ivar es sehr
licb, dcu, gcüblcn Arbeiter iviedcrzubekommc». Tie Firma
kn», dem Arbcitcr iu dcr crstcn Zcit init Erlcichtcruiige»
in der Arbcitszcit enigcge», dnmit dcr Verletzte sich erst
an die meist im Stchc» ausgeübte Tätigkeit gewöhne.

Schon »ach einige» Tagen ergab sich crsrciilichcrweise die

vollc Arbeitsfähigkeit dcs 'Arbeiters. Er ko»»tc bald die

regelrechte Arbeitszeit einhalten und in dcr Güte wie auch
in der Meng? dasselbe Arbeitsergebnis wie vor bei»

Kricge erreichen. Für die Zeit scincr Einrichtung ivar ihm
cin '„in- 11'Mk, niedrigerer Lohn, als er vor dem Kriege be¬

zogen hatte, angesetzt worden. Während sonst i» dieser

Fabrik jede Eiuslcllung der 'Arbeiter von dem zusläudigeu
Bctricbsnblciluugslciter vvrgeuommcu wird, ivar dicscr im

vorliegende» Falle «»sgcschaltct u»d dic Verhniidliingen
über die Wiedereinstelln»», ivurdc» »ur vom Tircktor ge¬

führt. Tabei ivurdc dem Arbeiter auch der Militärschei»
mit dem Reuteuvcrmcrk abgesordcrt. Nach ausdrücklicher

Feststellung seiner normale» Leist»»ge» forderte der Ar¬

beiter »»» die Zahlung dcs vollc» oor dem Kricge bezoge¬
nen Lohnes. Es wurde ihm gesagt, idnsz darüber »ur mit

dc», Tircktor selbst gesprochen iverde» toimtc. Der Ar¬

beiter hatte »»» zweimal Attsci.uaudersetzuugeu mit dem

Tirettor, der dabei folgendes sagte:

„Wenn Sie 21 Mk. bekommen, babe» Sie mit der

Rente 44 Mt. die Woche uud das ist doch ein schöner Loh»."

Ans die Fragc, wns dcu» dic Re»tc mit dem Lohuc zu

tun habe, es käme doch »ur die Arbeitsleistung''in Betracht,
erklärte der Tircktor:

„Kein Arbeitgeber ivird die Reute aiislnssc» bei der

Lohnfcstsetzuug. Tns will der Jiiduftricschutzvcrbaud uicht

habcu."
Ta der. Arbeiter dic Ncchtmäßigkcit solchcr Entlohuuiig

bestritt, erklärte der Tircktor:

„Ter ^ndustricschutzvcrband will cs uicht habe», dnß'

zu dcr Rc»te a»ch »och der vollc Lohn bezahlt wird. Ich
kn»» cs »icht; ich komme mit dcu, Judustrieschutzverbnud
iu Koliflikt. Tns ist so scsigesetzt."

'.'lls dcr 'Arbeiter sofort festnagelte, der Jndustrieschutz-
verbaild verlange nlso, die Arbeitgeber sollten sich n» dcn

Kriegskrüppeln bereichern, schwenkte, der Direktor ctwns

ci» un,d sngtc:
„Al»,, dnS will ich uicht sngc». Aber kcin Arbeitgeber

ivird Ihnen den vollcn Lohn zahlen, »nd das mutz ich auch
so halten." ^

Schließlich bot dcr Direktor 3 Mark mehr, er wollte

24 Mark Lohn golieu, wobei er bemerkte:

„Dauu mnche ich Sie zum Vorarbeiter, damit ich cs

verautwortcn kau»."

Der Hinweis auf den Jiidustrieschutzvcr'baub ist bei

dcr Unterredung mehrfach gcfallcn und zuletzt die Aeuße¬

rung:

„Ich kam, uicht anders, ich gehöre dem Jndustrieschutz-
verbande au."

Der Arbcitcr bedankte sich für solchen Dank au die

Valcrlandsvertcidigcr, cr kündigte und hörte wieder nuf."

Der „Vorwärts" sagt ini Anschluß daran treffend:
„Aus dcm Vorgange ergibt sich mit hoher Wahrsch»iu-

lichkcit, daß dcr Deutsche Jndustrieschutzvcrbaiid beu ihm

augcschlussencu 5328 Betriebe,, Auweisung gegeben hnt,
kricgsbeschädigtc» Arbeitern, unter allen Umstände», also
auch bei voller Arbeitsfähigkeit, niedrigere Löhne zu zähle»
als de» andercn Arbeiter». Anscheinend, um nicht zu viel

Personen in diese Methode cinzuw^iheu, soll nur bcr

Unternehmer bzw. der oberste Fabriklciter sclbst die be¬

schädigten Arbcitcr annehmen und deren Löhne nach.der

Höhe dcr Kriegsbcschädigtenrentc festsetzen,. Um dicscs
Nentenanrechnungspringip so gut wie möglich durchzu¬
führen, hat der Jndustriefchützverbaud einen eigeucn Ar»
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beitsnnchwcis für KricgSbcfchädigte errichtet, obgleich er

„nch iu bürgerliche,, ^reiscu liud tvi SidatS- uud Stadt-

pe'hördeu damit Verdrossenheit erregte. Dieses' Reuten-

aiirechiiilngspriiizip ums; unbedingt nls verwcrflich a»gc-

sehen werden. Die !>ic»te soll »icbt dem Unternchincr
Extraprofite ermöglichen, souderu in vollem. Umfange dcn

.KriGövcrlWen''guguie"'ko'niMii,. "die,"a'u? dc'ii"Schlnchl-
seldcrn ihre gesunden' Glieder cingcbüßt I)<lbeu."

Höreu wir nnu ivcitcr, ivas Hcinemann in seinem
vorhcr erwähnten Vortrage nach Rekapitulation der

sozialpolitischen Erscheinungen Her Kriegszeit sagt:

„Zicken ivir «ns «lleu diesen Vvrgnngcn die Folge¬

rung, so müsse,, ivir zn den, Resultat touime», dasz künftig-

hin der politische und gewerkschaftliche Kampf sich auf ciuc»,

ungleich guusiigcrcn Boden abspielen uiusz," .

Es ist kaum nnziüiehnien, daß Heineniann dalnals

die Möglichkeit des oben erwähnten Vorgangsmit

als Kalkül ui seine Bcrcch,i,,iigeii eingestellt hat. Man

könnte das Beispiel ohne weiteres »<> n<Ku lc^cn,

wäre es das einzige und nnr die Masziiahmc einer

einzelnem Firma. Die tiefere Bedeutung des Falles

liegt aber darin, dnfz ein Uiitcrnehmervcrband, mit

dem zn rechnen ist, der über cine -gewisse Stoßkraft

versiigt, die bedanernswertesten Opfer, öcs Krieges,
die Kriegsbeschädigten^ dazu'denntzt, seine Profite zu

steigern. Wer ist,da iiiistande, angesichts solcher Tat¬

sachen schon setzt zn sageii, Uielche Möglichteiteit im

Schoße der Zulunft schllliiimern, ivelcher Art die

Kämpfe der Arbeiterschaft des neuen Deutschland sein
werden? Tic Zukunft lvird die allciu richtige Ant¬

wort geben,
Soll der aus dem Felde Zurückkehrende das

wiederfinden, was er verlassen h«t, su innsz er bei

gleicher Arbeitsleistung, neben den.früheren Bezügen

eine der jetzigen Teuerung' entsprechende Zulage er-

balten. Das Verhältnis musz dasselbe bleiben. Das

gilt für dcn Angestcllten ebenso wie fiir den Arbeiter.

Tie Rente, mag sie in einzelnen Fällen noch so

hoch bemessen sei», ist und bleibt für den Kriegs«

beschädigten ein geringfügiges Aeqnwalent fiir die

Einbuße seiner gesunden Gliedmahen. Der Verlust

der Extremitäten oder des'Augenlichts läßt sich nicht

anfwiegen. Wird ihm der Lohn oder das Gehalt um

deil Betrag der Rente gekürzt, so innsz ihn das doppelt

hart treffe,,. .

''Dies Nentenanrechnungsprinzip bildet nicht nnr

.eine, Gefahr, für die Kriegsbeschädigten selbst, es wird

MM trejpMdcn Keil ejuer Lohndriickcrei, die die ge¬

sund Wiederkehrenden und Scichtkriegstejlnetzmer be¬

sonders schwer treffen würde. Keiu Berufs oder Haud-

u«kk-,G. Hiervon,auSM.m^
anßerdem nock) den Umstand, daß eine Anzahl Kriegs¬

beschädigter nicht mehr in öer Lage sein wird, schwere

körperliche Arbcit zn leisten wie ehedem, sie also not¬

wendigerweise gczwnngcn sind, in anderen Berufen',

vorzugsweise im Bureau und Handetsgelverbe, ihr

Brot zu suchen, so ergibt sich von selbst die sür uns

schwerwiegende Tatsache, daß. besonders die Bnrean-

und Handelsangeftelltcm tinter diesem Nentciianrech-

nimgsprittzip zu leiden Habens Kcin vernünftig
denkender Mensch wird das Erlernen eines anderen

Bcrnscö unter den gegebenen Umständen als un¬

lautere Konkurrenz bezeichnen. Die Kriegsbeschädig-teti
follc» und iniisscn ihr Brot verdiene». Abcr ihre

Mitarbeit M'f durch 'das Rentenanrechnungsprinzip
nicht zu einem Faktor iverden, dcr das diirchschnittliche

> Niveau des Einkommens in irgendeinem Berufe

herabdrückt.
Hier einzugreifen und beizeiten einen Niegel vor»

zuschieben, dürfte cine >der wichtigsten nnd vornehm¬

sten Pflichten der in Betracht kommenden Behörden

fei», cine Pflicht im Interesse dcs Rechts rnnd der

Hunianität, Uns aber sollte der typische Vorfall

zcigcn, daß dic sich aus der Natur der Sache ergeben¬

den Verhältnisse die Gewerkschaften ganz von selbst in

das Fahrwasser drängen, in das, sie gehöre». Wir

haben init aller Energie bahin zu wirken, daß der

ans dem Felde Zurückkehrende das wiederfindet, was

er verlassen hat. O. Meier.

Ein Mahnrns an die Kriegsbeschädigten.
Der Drang, möglichst bald der Einförmigkeit dcs

Lebens in den Lazaretten zu entgehen, nnd zur Er¬

werbsarbeit zurückzukehren, veranlaßt viclc Kriegs¬

beschädigte,' entgegen dem Willen der behandelnden
Aerzte ans ihre Entlassung aus bcu Lazaretten zn

dringe».
Viclfach werdcn solchc an sich verständlichen

Wünsche gefördert durch Anzeigen in den Tagcszci-
tnugcn, die znm Teil von gewerbsmäßigen Stellen-

verinittlcril ausgehen. In diese» Anzeigen iverden

K"riegsbcsck>ädigte oftmals bei hohen Lohiiangeboten
für die vcrschicdensten Arbeiten gesucht. Znm Teil

erhalten die KriegAbcschädigteir auch von ihrem An¬

gehörigem ans der Heimat solilie Anzeigen zugesandt.
Das letztere mag gut gemeint sciu. Tie Angehörige»

hoffen, daß sic dcm Kriegsbeschädigte» hilfreich zur

Seite stchcn könncn, wenn er in der Heimat irgend¬
eine Arbeitsstelle findct. Tem Interesse dcr Kriegs-
befchädigten'mird jedoch vielfach dnrch solchc von liebe¬

vollem HilfsbednrfniS ausgchcnden Vorschläge und

Angebote nicht gedient, Solche Angebote von Arbcits-

stcllcn tommcu häufig infolgc des gcgcnwärtigcn

Mangcls an Arbcitskräftcn odcr auch ans der Absicht,
eine billige Arbeitskraft z„ erhalte». Wird dann bci

Abschluß des Krieges der Arbeitsmarkt von deu ans

dem Felde heimkehrenden Millionen iiberschwemmt,
dann verliert der Kriegsbeschädigte wieder die ihm

früher fremde nnd auch während seiner Arbcitstätig-

teit nicht heimisch gewordene Stelle. Die Last, die

dann den Angcbörigcn obliegt, ivird nicht immer ge¬

tragen werden können, nnch ivenn die Liebe zn dein

Kriegsbeschädigte» »ach ivic vor die glcichc bleibt. Ter

Hilfsbedürftige stcbt dann ällein.' Es ivird ihm, bci

dcm großen Angebot von Erwerbstätigen', schwer, viel¬

leicht uumöglich im'rdcn, einen seinen Fähigkeiten eut-

sprcchcndcii Arbeitsplatz zu finden. Sein Lcbcn ist

uerfchlt. Nichts wäre für ihn iranrigcr, als von dcr

Rcnte allein leben zu »niste» nnd sich nicht mehr als

nützliches, durch Arbeit dem Ganzen dienendes Glied

der Gesellschast zn fühlen.
Es kommt nicht so schr darauf an, daß der Kriegs-

beschädigte schnell, sondern daß cr dauernd, auch über

die Kriegszeit hinaus, vielleicht für sein geinzeS spä¬
teres Leben Arbeitsgelegenheit erhält, Dcswcgen

sollen die Kriegsbeschädigten nicht ohne genaue Prü¬

fung Arbeitsstelle» annehmen, die ihnen oft ans

gutem Herzen, häufiger aus gewinnsüchtigen Absichten

angeboten werden.

Tie Kriegsbeschädigten müssen i» erster Linie den

Vorschlagen und dem Rate des behandelnden oder

leitenden Arztes folgen nnd das Lazarett nicht ver¬

lassen, ehe die Heilbehandlung abgeschlossen ist, Sie

sollte» die Vorschlägt! der Fürforgestellen für ihre Bc»

rnssbcratling bcachtcn. Tic Füiiorgcstellen folgen dem

Grundsatz, deii Kriegsbeschädigten möglichst in seine

frühere Arbeitsstelle z» bringen, nm ihm dort

dauernde Arbeit zn sichern. Gelingt dics nicht, so foll

ihm in seinem früheren Beruf Arbeitsgelegenheit ver¬

schafft werden. Mit den Bernfsoerhältnissen ver¬

traut, der Mithilfe seiner Arbeitskollegen sicher, wird

er Freude an der Arveitstätigteit nnd Aussöhnung
mit seinein Schicksal finden. Nnr, wenn die Kriegs»

beschädignng beides nicht ermöglichen läßt, foll die

Erlernung eines neuen Berufes erfolgen.
Die Hilfe der Fürsorgestellen und der Berufs¬

berater, sei es bei Unterbringung der Kriegsbeschä¬

digten in ihrer früheren Arbeitsstelle, in ihrem frü¬

heren Berns oder bei Erlernung eines neuen Berufs,

erfolgt nicht, um ejne Kürzung der Rente herbeizn-

führcn, fondern dem Hilfsbedürftigen das Dasein zu

erleichtern. Dafür, daß den Kriegsbeschädigten aus

.Ml H«^s.est , ibr^^
beratilng zuteil wcrden kqnn, ist Vorsorge getroffen.

, .-Die .Kriegsbeschädigten haben deshalb Heine Ur¬

sache zu irgendwelchem Mißtranen gegen die lediglich

zu ihrem Nichcn gesoffenen Einrichtungen. Sie

sollten insbesondere dann, wenn für ihr weiteres Fort¬
kommen die Erlernung eines neuen Berufes oder die

nnter deil veränderten Verhältnissen notwendige An¬

passung an die frülierc Ber»fstätigkeit sich notwcndig

macht, den guten Ratschlägen, die ihnen von Aerzten

und sachverständigen Berufsberatern gegeben werdcn,
vertrauensvoll Beachtung schenken.

Jedenfalls sollten sic auf Anzeigen in den Tages¬

zeitungen oder auf Angebote von Arbeitsstellen nntcr

der Hand nicht eingehen, wenn sic nicht die Sicher¬

heit haben, eine dauernde Arbeitsstelle zu erhalten.

Vermögen auch die Fürforgestellen solchc nicht in allen

Fällen zn beschaffen, so bleiben die Kriegsbeschädigten

doch, wenn sie deren Vermittelung in Anspruch

nehmen, mit dieien Hilfsorganisationen in Verbin¬

dung und finden in ihnen einen stetigen Rückhalt.

Berlin, den 2. Oktober 1915.

Arbeitsgemeinschaft für das einheitliche Angestellten-
recht.

Soziale Arbcitsgcmcinschast der tanfinännischcn
Angestcllten.

Deutscher Werkmeisterverband.
Gcncralkommission dcr Gewerkschaften Dcntschlands,

Gesaintvcrband der christlichen Gewerkschaften
Deutschlands.

- Verband der Deutschen Gewerkvercine (H.-D.)

Sozialpolitische Angelegenheiten

Die Stadtverordnete» zu Leipzig beschäftigte»
sich i» ihrer Sitzung vom 20, Oktober mit einer gcmciu-

samcn Eingabe verschiedener Angestelltcnvcrbändc auf

Schaffung einer paritätischen..S!clle»vcr>»ittelu»g, Tie

«Leipziger Volkszeitnng" berichtet darüber:

„Tcr Verk c h r s a u s s ch n ß iind die Mitglicder dcs'

Kollegiums im gemischte» Ausschuß für Arbeits-'

Nachweis und Arbeitslosenversicherung

beantragen,'die Eingabe auf sich beruhe» zu lasse»,

Nachdem Stodtv. H i » richsc » i 1. Avt.^ dcn Antrag
dcr Ausschüsse begründet hatte, erhielt das Won

'

Stadtu. Dr. Bciinelvitz Mittelst.,. Er bat, die

Eingabe dem Rate zur Kcmitnisnnluue z» überweisen. Tas

gesammelte Material sci su wertvoll, das; mau es nicht iir

de» Papicrkorb werfe» solle. Die Mattigkeit der Frage des

Ärbeitsunchwciscs fürHaiidlniigsgehilfc» sei selbst vo» dc»,

Gcgncr» der Eingabe anerkannt, indem sie buch Schriften

hcrausgegcbe» babe». Die paritätische ^tellcnvcrmiilcluiig
habe große sozinlc Bedeutung uud könne sehr segensreich
Wirte»,

,

>

, ,

stadtv. TobinS il. Al»,,. findet c«, räifelbait, ivie

man iu einer solche» Frage soviel ,ch'ii und >lrnii verbringen

töuuc. ^» der jctzige» ^Zcii liätie uin» dcsscrcc' zu tun,

Mn» könne leinen Prinzipal zwingcn, seinen Angebellte»
»ur von Leipzig zu nehmen, ^cdes Geschält sei anders

nnd, scdcr Haiidliingsgcbilic brauche andere »cnninjssc,
Tie Handelskammer, die'die ol'jektivslc Bchvrdc sei, die es

gibi, babe die Eingabe, abschlägig pcschieden, Mnu solle
die Eingabe nnf »ch bcrnbcn lassen und nicln immer wieder

saische Hoffnungen wecke»,

Siadiv, ^»liich > So,z, >: Er jindc cs rai selbaft, daß

man die Frage io bcilig velämvien tonne, '.'ins dcu Wnric»

des Herr» Tobias tiiiizze die Abncigmig dcr Ilnic,ncbmcr

gcgcn dic pnciläiiscbcii ''irbciicnachivciic. Tic >>n»delS-

kamiucr tonne »icku .als dic objctlivjie Bclwidc gclicn.

,c?ccrr Tobias sullie doch mincilen, »ncvici v>n>idlungs-

gebilfcn mii fiir dcn BcsciNns-, dcc >dandelst'nmmci' in'-

ftimuil bnbcn, Amt, dein Kriege ivird dic AlI>ci,Sgelcgcn-
bcil nick» fv güuitig sei», daß öic Avbciisnackuvcise cut-

bcliri ivcrdc» könuicn. Man wcudc sich dngcgcn, dnß dic

leipziger llnternclnncc ibrc Vicbilscn nur gns lcipzig
»elnuett sollten, Fm jetzigen Zustande zwinge ma» sie nber,

die A»gestelllcu »pr aus eine,» Verbände c^u »cbmen. Er

bennlrnge, die Eingabe dem. ,'linlc zur Berücksichtigung zu

»verweisen,
Tlndtral Z o p i i erklärte, .' daß der ?>int nicht aus

prinzipiellen Oiriindcn gcgcu die Eingnbc ,stch'sc»dcr>> wcil

dic Leipziger Vcrbällnissc cigeiuniig lngc»,
sindiv. K r c s i i u >2oz, > : ES 'bnbc »icmnud die Auf¬

fassung, dnß durch dic pnriintiscbc» ^i'bciic.nacliwcisc die

Arbeilslosigteil bcbobeu ivcrdc, Tic Ilnicrnclnncr seicn

deslinlb Gegner dcr Eingabe, Iveil sic eine Ansbcsscruug dcr

Gcliältcr der Handlungsgclülfen bciürchlen. Er uiüjse

auch die vaudclslammer gegen dic Rcdc dcs Hcrrn Zobms

in Tckmtz »chmeu, Tocl scic» nnck, t^ründc i ii r dic Ein¬

gabe geilend gemachl ivorden, Wcuu ^err Tobias damil

rechne, daß die Kaufleute zuNnchsi . die früberen kriegs¬

verletzten Angcilcllten ivicdcr cinsiellcn unirdc», so dürfc

er »icht. vcrgcsscn, daß dcr Fiicinsiricvccband. dcc ,<xr, n

Tobias »liudcsleus sebr nahe stcltt, bcreil^ bcjckgojscu linbe,

dcn KricgsveclcMcn »icdrigcrc ^,'öhnc zu znlilcn,

Vorstebcr Tr, R'oi bc bnl, cs für nouvcndig, zu 'er¬

klären, daß Sci 'Ausbau dcs paritätischen Acbcilsiiackuvcists
keine überflnssigl Arbcit sci, Bisbcr scicn »ur iicinc /Zvii

schritte gcmacht ivordcn, abcr nic ciwns i^ivßzügigcS, ,^ür
die großzügige Erledigung cincr se-wicbiigcn ^rngc fci

jetzt aber leine s',ci,,
-

,

Siadlu. Tobias ,i, Al't.i: Was für. Arbeiter

segensreich wirke, passe nicht iür Handlnngsgclnlicn, Die

Handelskammer sei doch dic objckiivstc Bcbördc, iveil sie sich

ihr Urteil durch Umfrage bilde,

Tcr Antrag auf ilcbcnucisnng znr Berücksichti¬

gung wurdc nbgclcluit »nd darauf dcr Antrag auf Ilebcr-

iveisutig zur K e n » k » i s » a l, m e init Ä> gegen 25 Liin,

mcn angeiiomme»,"

tralvcrbnnd dcr Hniidlnugsgehilfen n»f eine <iä>ignbc
»mitgeteilt:

'

„Wic bereits im neoenbczeichncien Schreiben hervor¬

gehoben, haben ivir nns im' vorigen 7'Nlnv lange bcmnlil,

cinc» vcrcinlicillichicn kn » f m ä n n i s ck, c n ^ k c i l c n-

»achweis in irgcndciner gceignctcn Fern, für 'A'ürnbcrg

herbeizuführen. Ursprünglich ivar angestrebt, untcr Wnh.

rung des vollen Selbstverivaliungsreckus der Verl>äudc,

jcdoch mit städtische» Znscbüsscn, solcbc Vcreinbcillichnng

zil erreichen; nachöe», dies ngcb lnngivicrigcn Verband

iuugc» a» dein Widerstreben einiger Verbände gescheitert
ivnr, versuchten ivir, dcm städtischen Arbciisamt cinc kauf

mäimische Abteilung auznglicder», Auch ans dicscm, Wcgc
tonnte jedoch dns Ziel »ick» erreicht iverde», dn b.i. e.'r f ü.r

das Gemeindekollegium die crfurdcrlichen Äiiiiei nicht gc-

nehmigte, ivährcud cs ziir ,Hergäbe dcr ^chischnfse iin erst-

geuaiiuten Falle bereit gewesen wnrc.

Nach dc» vo» uns getroffene» Fcslsicllnugcn ist dcr

Stn»dpn»tt dcrjcuigcn Verba,idc, an deren Verbnlie» im

vorige» Inbr uiisece Bcstrcbnngcn gcsckicitcrt siiid, „ech ,voll¬

ständig der glcichc, so dnß ivir keinesfalls hoffen Ivuiieu,

nnf dem erstbezcichncicn Wege zum Ziel zu komme», Ta

nuch uicht anzunehmen ist. daß dic uöiigc» Mittel zur

Errichtung einer tniifmttniiischc» Abicilung'beim städtischcn
Arbeitsamt zu erreichen sei» werdcn und da üherdics

durch eine ciuschucideiidc Ac»dernug der MinistcrinI
beknuutmnchuug über dic gcwerbsmäßigcn Stcttcnnnchivcisc

cine nicht »iiwcseiiilichc Aciidcrnng gcgcnübcr dcr Sachlage
vom ru'rigeir Fc>i,r eingcirelcil ist, sind ivir, dabcr zu, unscrcm

Bedaueru nicht i» der Lage, dcc Ab^egikng
'

im üebeu-

bezcichiietc» Schreibe» z» cutsprechcn," , ,

Aus dem Jentralverbund

Vrnst ('»''rbert-Düfseldflrf, dcr in dcn Jahren 1!W7

bis UlllZ nnscr Bcisitzcr nm »aufuinniisgcricht zu Ti,i>c!

dorf ivar, verstarb i,u Alter von 51 Fahre,, am,2i>, i7tiobe,

1l>Z5 g» der Zuckcrtrnnkheit, Ter Versivrbene hol cs als

Kaufmriunsgcrichtsbcisitzcr durch scinc rnliigc Sachlichtcii

und sci» Zicibciuußtscin vcrsinndcn, dcn Hnndlungc-gcbilfen
Vertrauen zu unseren Bestrebungen cinznfloßen, La half

er nnseren Wahlerfolg im Fahre lttUt mit vorbcreitcu.

Darum wird Ernst Erbcrt in dc» preisc» der Tüsselduxfcr

gewerkschaftlicheii HaiidliiiigSgehilfe» »nvergcssc.u bleibe».

es

Das Tarifamt des Zentralverbandes deut

scher zronfunrvereine bcschäfrigie sich in -

scincr

Sitzung nm 2l, Oktober niit dcx Fragc: s i » d, d i c

G c n o s s c uschafte. » verpfli ck, ict, A » g e ii e l I, e,

d.i c <l,l s K r i e g s b c s ch ä d i g tc "Z n r ü ck k e h reu.

iv iede r c i n z u st c I l c n ? Hierzu unirdc folgender

Beschluß gcfaszi:
„Das Tarifnmt erNöri sick, ans formnl-rcchilichcn

Mrüude» für unzuständig, diese Frage zu regeln;e? ,'vrdcrt

aber die zin'inndigc» Körpcrschnfieu g»f,, Verciiibarnngcii
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übcr die Wcitcrbcschäftiguug der Kriegsbeschädigten zu

treffen.
Bci dicscn Vcrciubarungctt, ist nach Ansicht des Tarif¬

amts der Gedanke zu verwirklichen, das; dcn Kricgsbc-

schädigten gegenüber das weitchtgehende Entgegenkommen

zu erweisen ist; sic sind, wenn irgcnd möglich, wicder zu

'beschäftigen, wobei dcr Grundsatz Geltung haben musz, dasz

ihre Bezahlung, ohne Rücksichtnahme, aus dic Rente, nach
dcr Lcistuugsfähigkcit erfolgt.

Bei Regelung dieser Frage dnrch Vereinbarungen

zwischen den zuständigen Körpersichaftcn wird empfohlen,
bas Tarifamt als Eutscheidungsimitauz auch übcr Streit¬

fragen, die dieser Angelegenheit entspringen, anzu¬

erkennen." —

Bestimmte Vorgänge veranlaßte» dann das Tarifamt,

noch folgende grundsützlitchc EnstcheidAing zu treffen:

„Tie Tarifverträge gelten in ihrem vollen Um¬

fang auch, während der Kriegszcit. Andere Vereinbarungen,

fofern sie uicht zwischen den Tarifkonträhcutciii crfolgcn,

siud unzulässig."

Teuerungszulage» in den Genossenschaften.

Iu verschiedenen Orten hatte das Personal der Konsum¬
vereine cinc Teuerungszulage beantragt. Fn mehreren

Fällcn ivnrdcn dic Angestellten mit dcm Hinweise be-

schiedcu, dasz die Gcwähruug solchcr Te!ueruingszulage„ nur

durch gemeinsame Verhandlungen mit dem Zentralverband

deutscher Konsumvereine crsulgcn könne. Infolgedessen hat

sich am 1. Juni der Zcutrawerbaud der Handlungsgehilfen
«n den Zcntralvcrband deutscher Konsumvereine mit dem

Ersuchen gewendet, den Gcnosscnschaftcn zu empfehlen,

Teuerungszulagen zu geivähreu. Er erhielt aber dic Ant¬

wort, dasz uach der Verfassung des Zentralverbandes deut¬

scher Äunsumvercine dessen Vorstand eigentlich keine Mög¬

lichkeit habe, eincn entschcidcnden Einfluß in solchen Din¬

gen auszuüben. Trotzdem werde der Antrag dem Gesaint-

lvorstand und dem Ausschuß des Zentralverbandes deutscher

Konsumvcrcine zur Kenntnis gebracht werden.

Mitte Juui haben sich Gesamtvorstand und Ausschuß

dcs Zentralverbandes deutscher KvnsunMereinc mit der

Angelegenheit beschäftigt. Beide erkannten au, daß Tcue-

irungSverhültnissc bestehen. Trotzdem glaubten sie die Ge¬

währung von Teuerungszulagen ablehnen zu müssen. Die

Genossenschaften seien zwar verpflichtet, mindestens den

Tarif einzuhalten, dcn sie mit der Gewerkschaft abge-

fchlossen haben, aber es fehle dem Vorstand des Zentralvcr¬
bandes deutscher Koufumvereine an jeder Handhabe, auf

die Genossenschaften im Sinne einer Erhöhung ihrer

Leistungen über dic Tarife hinaus einzuwirken.

Vorhcr hatten auch die Gewerkschaften der gewerblichen
Arbeiter ähnliche Verhandlungen mit dem Zentralverband

deutscher Konsumvereine geführt. Am 28. Juli fand eine

gemeinsame Konferenz aller beteiligten Gewerkschaften mit

dem Zentralverband deutscher Konsumvereine statt. Ein

Vermittelungsvorschlag des Vertreters der Generalkommis¬

sion der Gewerkschaften, es möge den Genassenschasten euch-

sohlen werden, währcnd der Dauer des Notstandes beson¬

dere Lohuzulagca zu gewähren, fand nicht die Billigung
der Genossenschaftsvcrtreter; vielmehr erklärten sie, die

Angelegenheit ciner größeren Konferenz von Genossen-

schastcrn zur Beratung überweisen zu wollen.

Tiese Konferenz hat am 11. August stattgefunden.
Tas Ergebnis war, daß den Genossenschaften, die dem Zen¬
tralverband deutscher Konsumvereine angeschlossen sind, ein

Rundschreiben übermittelt wurde, in dem 'die Ansichten

jener Konferenz dargelegt sind.
' Dic Konferenz verkannte

nicht, daß infolge der großen Steigerung aller Lebensmittel

das Verlangen nach Erhöhung des Lohnes verständlich ist.

Jedoch sci zu berücksichtigen, daß die Teuerung eine allge¬
meine ii: und nicht nur die Arbeiter und Angestellten der

Genossenschaften, sondern auch deren Mitglieder in gleichem

Maße treffe. Tic durch den Krieg geschaffene schwierige
Situation im Warenhandel berge die Gefahr von Verlusten

in sich, wodurch das Betriebskapital der Genossenschasten

geschwächt Iverden könnte. Es sei daher ausgeschlossen, daß

etwaige Aufwendungen für Teuerungszulagen den Re¬

serven dcr Genossenschaften entnommen iverden könnten.

Somit würden die Konsumgenossenschaften gezwungen sein,
alle Aufwendungen für Teuerungszulagen in die Waren¬

preise einzurechnen, d. h. >oie Warenpreise zu erhöhen «und

infolgedessen, die Mitglicder der Konsumvereine, dic , in

ihrer weitaus großen Mehrzahl keine Teuerungszulage er¬

halten, in dieser schweren Zeit, die nur durch die allgemeine
Solidarität dcs ganzen deutschen Volkcs überwunden

wcrdcn könne, noch mehr zu belasten.

Die beteiligten Gewerkschaftcn haben sich mittels Schrei¬
ben vom ö. September aufs ucue au dcu Zcntralverband
dcutschcr Konsumvereine gewendet, cinc günstigere Antwort

indes nicht erhalten, Tie Gründc, die der Zcntralverband

deutscher Konsumvereine geltend macht, können wir nicht
anerkennen. Nach Lage der Sache durften die Angestellten
annehmen, daß ihrem Verlangen nach Teuerungszulage
Rechnung gelragen wcrdc.

Genossenschaftsangestellte und Angestelltenver¬
sicherung. Wir haben bereits darauf hingewiesen, saß
durch dic Entscheidung des Schiedsgerichts, wonach Ge-

nossenschaftsverkä'llferiunen nicht nls Handlungsgehilfen
angesehen werden, dic Genossenschaftsverkäuferinnen nicht

ohne weiteres von der Angestellteuversicherungspflicht be¬

freit siuo. Der Rcnteuausschuß' der Angestclltcnversiche-
rung hat in einem Schreiben an den Vorstand des Zeiitral-
verbaudcs deutscher Konsumvereine hierauf nochmals aus¬

drücklich aufmerksam gcmacht. Wcnu cinc Vcrkänfcrin auf
Gruud dcs Schicdsgerichtsurteils die Rückerstattung der

geleisteten Beiträge verlangt, so wird zunächst dic Vcr¬

sicherungspflicht in jedem einzelnen Falle geprüft.

Rundschau

Die Entlohnung im Bergbau im ersten Kriegs-
jähr. Der „Reichsauzeiger" veröffentlicht die Statistik über

die Löhne im preußischen Bergbau für die ersten beiden

Vierteljahre'ISIS. Da verlohnt es sich, einen Ueberblick zu

gewinnen, unter welchen Verhältnissen 'die Bergarbeiter
das erste Kricgsjahr verbracht haben. Die, Lohnhöhe darf
um so mehr interessieren, als ja bekanntlich die Unter¬

nehmer bci jeder Preissteigerung für Brennstoffe immer

wicdcr dic gestiegenen Löhne als Ursache dafür ins Feld

geführt haben. Ob mit Recht, mag folgende Tabelle zeigen.
Die amtlich ermittelten Durchschnittslöhn« betrugen

pro Schicht im Steinkohlenbergbau:.
L.Ouart, 4,Ou«t, l.Quart. 2,Ouart,

1914 1U14 1915 IU15

Obcrichlcsien 3.6S 3,42 3,6« 3,79

Niedcrschlesien. . . . . 3.48 3,39 3,41 3,6«

Ruhrrevier SM 5,03 S,18 6,39

Saarevier lStaatswerke) . 4,42 4,25 4.22 4.31

Aachenener Steinkohlenrev. 4.8« 4,6« 4,68 4.78

Am linken Niederrhein. . 15,49 S,34 S,37 S,67

Diese Zahlen zeigen nicht nur, daß dic Behauptung,
die Preiserhöhungen für Brcnnstosfe seien notwendig

wegen der gestiegenen Löhne, nicht wahr ist; sie zeigen

jedem objektiv Urteilenden auch ein erschreckendes Masz un¬

sozialen Verhaltens. Während in vielen Berufen bei

Ausbruch des Krieges der vorher gezählte Lohn, anstands¬
los weitergezahlt wurde», benutzten die Zechenherren die

Gelegenheit und drückten die Löhne enorm herunter. Nicht
in einem einzigen Steinkohlenbezirk sind die Lohne stabil

geblieben. Bis zum Schluß dcs ersten Quartals 1915, also

nach acht Kriegsmonatcn, während dessen cine Preis¬
treiberei die notwendigsten Lebensmittel gewaltig ver¬

teuert, zahlen die BecgwerZsbesitzer nicht einmal ben Lohn,
der vor dem, Kricg verdient wurde. Man muß sich daran

erinnern, daß am 1. April d. I. die Richtpreise des Kohlen-

shnditats eine Erhöhung von 2 Mk. und mehr pro Tonne

erfuhren und diese Erhöhung schon bamals mit den ge¬

stiegenen Bcrgarbeiterlöhnen begründet wurdc, ebenso muß
daran criuucrt werden,, daß dcn Arbeiterausschüssen, als

diese im März d. I, um Gewährung einer Teuerungszu¬

lage vorstellig wurden, in bezug auf die schon bestehende
Lohnhöhe ganz phantastische Zahlen genannt wurden. An¬

gesichts dicser Tatsachen dars doch gefragt werden, wo be¬

standen deiin dic hohen Löhne, als die Preissteigerungen
damit begründet wurden? Nun sind ja mittlerweile im

zweiten Quartal die Löhne um einiges gestiegen, die Steige¬

rung ist aber iin Durchschnitt so minimal, daß nicht davon

geredet werden kann, ,dah'dadurch auch nur annähernd >ein

Ausgleich mit den gestiegenen Lebensmittelpreisen herbei-

gesührt wurde. Wenn nun auch jetzt in allen, Revieren

eine Steigerung stattgefunden hat, so macht der Staats-

b ergbau an der Saar hiervoneine unrühm¬

liche Ausnahme. Hier waren die Durch¬

schnittslöhne auch im zweiten Quartal 1915

noch niedriger als vor dem Kriege. Ein für
die eigentlichen Bergarbeiter, d. h, Her Hauer und Lehr¬

hauer etwas günstigeres Bild ergibt sich, wenn man die

Löhne nach den verschiedenen Arbeiterklassen betrachtet.
Es betrug der Lohn:

ZT bliche liche "2ZÄ M
Aß«

«

sl914 ISIS ^1914 1915 1914 1915 1914 1915 1914 1915

Oberschlcfien. . . 4^7 5,28

i

j3^3 SL2 3.24 3.52 1,24 l,4l 1.30 1.44

Niedersckleflcn. . , jz.ss 4,l1 ! 3.->S 3.SS 3,17 3.37 1,34 151 1,73 I,8l

Ruhrrevier..... !6.19 S.Kg 4,52 4.S9 4.37 4.K2 1,44 1.55
Saarrevier..... SM 5,08 ^4.13 4,12 3,35 3,»2 1^3 1.54

Aachener Revier .

Linier Nicoerrhcin
,5.43 5,ö4 4M 4.4S 4.12 4.31 1,64 1,«X

!ö,14 5,52 5 4,99 5.11 4.41 4.S6 1,58 1.58 — —

Auch, hier zeichnet sich ider Saarfiskus dadurch aus, daß
die Hauerlöhne dieselben geblieben sind, die Arbeiter also
kein Aequivalent für die gestiegenen Lebensinittelprei.se be¬

kommen 'Habens Abcr auch in den übrigen Revieren ist die

Lohnsteigerung uugenügend, nirgendwo haben die Unter¬

nehmer sich dazu aufschwingen können, die von den Berg¬
arbeitern schon im März d. I. gestellte Lohnerhöhung von

6« oder 4« Ps. pro Schicht zu gewahren. Selbst unter

Würdigung aller Momente, welche bcr Lohnstatistik mit auf
Leu Weg gegeben werden, wie z. B. dic Beschäftigung vieler

ungelernter Arbeiter, die Zunahme der jugendlichen und

weiblichen Arbeiter, kann nicht darüber hinwegtäuschen, daß
dic Lohnsteigerung ungenügend ist.

Teuerungszulagen in der Holzindustrie.
Einer Anregung des Vorstandcs des Deutschen Holz-
arbeiterverbandcs entsprechend, hat sich ernemt eine

Sitzung der Zentralleituugen der Arbeitgeber- und

Arbeiterorganisationen des Holzgewcrbes mit den Ver¬

hältnissen, die der Krieg herbeigeführt hat, beschäftigt.
Mit besonderem Nachdruck erhoben hierbei die Ver¬

treter des Holzarbeitcrverbandes das Verlangen, den Ar¬

beitern entsprechend den herrschenden Teuerungsverhält¬
nissen über die tariflichen Löhne hinaus T e u e r u n gs -

zulagen zu gewähren. Die Unternehmer waren zwar
grundsätzlich diesein Verlangen nicht abgeneigt, doch mäch¬
ten sie geltend, dasz im allgemeinen das Holzgewerbe sehr
daniederliege und es daher den meisten Unternehmern gar

nicht möglich seiu 'wurde, bei bestem Willen den Arbeitern

folche Zulagen zu mächen. Die gemeinsam erzielte Ver¬

ständigung bewegt sich auf folgender Grünblaue:

„Es wird an dic iu Frage kommenden Stellen das

wiederholte dringende Ersuchen gerichtet, dem Gewerbe

Arbcitsauströge zuzuweisen, sowie durch Bewilligung an¬

gemessener Preise es den Arbeitgebern zu erleichtern, den

beschäftigten Arbeitern den notivendigen Ausgleich für dic

während des Krieges eingetretenen Teueruugsverhältnisse
durch Gewährung von Kriegsteuerungszulagen zu ermög¬
lichen. Dem Verlangen der Arbeiter nach solchen Zulagen
kann im allgemeinen die Berechtiguckg nicht'abgesprochen
werden.

Da jedoch die Beschäftigung und die sonstigen Verhält¬
nisse des Gewerbes in den einzelnen Orten schr verschieden
sind und bäher eine gleichmäßige Behandlung dieser An¬

gclcgcnhcit nicht durchführbar erscheint, wird den örtlichen

Parteien empfohlen, derartigen Wünschen der Arbeiter

unter gerechter Würdigung der bestehenden Lage in den

einzelnen Orten und Betrieben nach Möglichkeit entgegen-

zukommeu."

Literatur

Jahrbuch dcs Zentralvcrbandes Deutscher Konsumvcrcine.

13, Jahrgang, Herausgegeben im Auftrage des Borstandes dcs

Zentralverbandes , Deutscher Konsumvereine von dessen Mitglied

Heinrich Kaufmann, — Das Jahrbuch ist cin Sammelwerk, Als

Nachschlagewerk ist es für jeden an leitender Stelle ' stehenden

Konsumgciioslenschaftcr unentbehrlich, .
denn trotz des Weltkrieges

weichen Inhalt und Zusammensetzung des Jahrbuches in keiner

Weise von den früheren Jahrbüchern ab. Dcr Preis VeS zwci-

bändigcn Werkes ist 10 Ml.

Zentralverband der Handlungsgehilfen (SjtzScrlin)

BeKan«tmach«nge« Porftandes.
Die Geschäftsstelle für den

Gau Schlesien-Posen

in Breslau ist infolge Einziehung unseres Gaubeamtcn,

Kollegen Wachsner, zum Kriegsdienst bis auf weiteres ge¬

schlossen.
Alle für diesen Gau bestimmten Sendungen sind an die

Hauptgeschäftsstelle, Bcrlin l5. 25, Landsberger Str. 43/47,

zurichten. -

Berlin, den 3. November 1915. ,

Der Vorstand.

I. A.: Otto Urban.

Krikgs-ZlntkrßiihWgsKaffe
des Zentralverbandes der Handlungsgehilfen.

19. Ausweis.

Eingegangen bei der Hauptkasse:
Bisher ausgewiesen: 2S0St.9v Mt,

Ortsgruppe Riesa, IN, Rate 51,12 „

Gauveamtc > 40,— „

Angcstcllte der Hauptgeschäftsstelle 14,— „

Zahlstelle Wismar . . II,— .

„ Groszcnhain 9,— „

Ortsgruppe Plauen i. B. . . '. . . . . . . . . . . ^ S7:— v

„ Sonneberg 30,— „

Brannschwcig. 4. Rate 200,— ,

„ Nürnberg , 5«.— „

CSItl 5«,— „

Casscl 25,- ,

A. Pohl, Freienwalde , . S,— ,

K. Mohrmann, Schiveibein .......... , , , 3.— „

28575,02 MI

Anzeigen der Ortsgruppen.
iVrichrt nächste Mitgliederversammlung findet Dienstag, den

«ilsUtt. 23. Novcmbcr, abends U Uhr, im „Regenbogen", Johannis-

siruszc, statt. Nach Erledigung dcr Tagcsordnung: Ge¬

mütliches Äeif«nimc«sein.

Wnr>1>nra ^^^g, den 14, ^ii-mörr, Nachmittags 3 iihv,
Z^iurzvullz, findet im „Goldenen Hahn" .am Marktplatz eine wich¬

tige Versammlung mit Vortrag statt, ll, ä, wird dcr Äu-
'

' '

trag der Verläuferinucn des Konsumvereins Wiirzburg in

bezug auf ihre Versicherungspflicht zur Angefielltendersichc-

rung behandelt werden,
-

Redattionsschlusz für die nächste Nummer der Handlungsgehilfen-
Zeitung:

I». November, morgens.

Zusendungen an die Redaltion sind zu adressieren:

Redaktion der „Haudluiiasgehilfen.Zeltung",
Bcrli» E. 25, Landsberger Straße 43/47.

Die VolKsfnrslirge,
Geiverkschastlich.genossenschaftllche Versicherungsanstalt

in Hamburg, gibt jedermann Gelegenheit, Lebensversicherungen
bis zu 1500 Ml, abzuschlieszcn. Bei Sparversicherungen ist diese

Grenze nicht gesetzt. Auch kann der Versickerte zu seiner Kapital-

Versicherung bis zu 1500 Mk, eine Sparvcrsicherung nehmen und durch

sortgesctztc Einzahlungen scinc Versicherungssumme ständig steigern.
— Das Aktienkapital von 1 Million Mark — eingezahlt von den

Gewerkschaften und Genossenschaften —- wird nur mit 4 Proz, ver¬

zinst, Gewinnbeteiligung der Altionäre. Slussich'tsrats- und Vorstands¬

mitglieder ausgeschlossen: der gesamte Ueberschusinur den

Versickerten! Vcrsichcruugsgcbiet: Das Deutsche Rcich, An

allen größeren Orte,, eigne Rcchnungsftellcii unlcr Kontrollc dcr

Gewerkschaften uud Genossenschaften, Halbmonatliche Prämienzahlung
bon 30 Pf, an, G ü n st i g e V c r f i ch e r u n g s b c d i n g u n g e n,

Kcin Verfall von Versicherungen, Bci Nichtwciterzahlen dcr Prämien

Umwandlung in cinc Sparversicherung oder prämicnfreie Vcrsichc¬

rung, Rücklaufsmiiglichlcit, Sofort Gewinnbeteiligung
mit Ausnahme bci Sparvcrsicherung, Sieben Tarife, Tarif 1:

Versicherung nus den Todesfall mit abgekürzter Prämienzahlung,
Dic Versicherungssumme wird mit dcn angesammelten und nm

3>/2 Proz, ZinseszinS vermehrten Gewinnanteilen beim Tode, spätestens
bcim 85, Lebensjahr ausgezahlt. Vom S5, Lebensjahr ab erhöht
sich dic Versicherungssumme außerdem nock, um jährlich 3>4 Proz,
Zi.nscszins, Tarif 2: Versicherung, auf den Todes- und Er¬

lebensfall auf dic Dauer von 15, 20, 25. 30, 35 und 40 Jäiircn.
Prämienzahlung bis zum Ablaufe der Versicherung. Tarif g: Per«
sicherung auf den Todes- und Erlebensfall mit zehn¬
jähriger Prämienzahlung, Tarif 4: Kindcrvcrsichcrung,
verbunden mit Konsirmattons-, Militärdienst- und Aussteuervcrsiche-

rung, Tarif 5: S p a r i> e r s i ch e r u u g (Vollsversicherung „iit

zwangloser Prämienzahlung). Tarif Su: Risikoversicherung
mit fallender Versicherungsprämie <nur in Verbindung mit Tarif 5

zulässig), Tarif ö: Kindersparvcrsichcrung mit zwang¬

loser Prämienzahlung, — Auskunft bereitwilligst bei allen RechnungS-
stcllen, bei allen Vertrauensleuten dcr Gewerkschaftcn und bei dcn

Vorständen der Konsunivereine, Daselbst auch Prospekte.

ttonlumgenossenschaftliche Kunck.chau.
.

Srgsn ck« 2entrsl»erbsnckes unck cker 6rgge.nKaus5'

SeseMchatt ckeutlcher «onkumvereine. Hamburg.
Die „Aonsumgenossrnschaftliche Rundschau" erscheint wöchentlich

28 bis 40 Seiten stark und ist das sührende Fachblatt dcr deutsche»

Konsumgknossrnschaftsbrwcgung.
Jm Inseratenteil enthält der Arbeitsmarkt beständig zahlreiche

Stellenangebote und Gesuche. Der Preis der Inserate beträgt 30 Pf.

für die viergespaltene Petitzeile. Abonnementspreis durch die Post

bezogen 1,SS Mk, vierteljährlich. Zum Abonnement ladet ergebenst ein

verlagsgeleMchatt aeuttcher »onlumvereine m. b. h.
Hamburg s. Keim Ztrshhaule ZS.
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